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Lagebericht 

Grundlagen der Geschäftstätigkeit der Sparkasse 

Die Sparkasse Hameln-Weserbergland ist gemäß § 3 NSpG eine Anstalt des öffentlichen 

Rechts. Sie ist Mitglied des Sparkassenverbandes Niedersachsen (SVN), Hannover, und über 

diesen dem Deutschen Sparkassen- und Giroverband e. V. (DSGV), Berlin, angeschlossen. Sie 

ist beim Amtsgericht Hannover unter der Nummer A 100536 im Handelsregister eingetragen. 

Träger der Sparkasse ist der Sparkassenzweckverband Hameln-Weserbergland, an dem der 

Landkreis Hameln-Pyrmont, die Stadt Hameln, die Stadt Hessisch Oldendorf und die 

Münchhausenstadt Bodenwerder beteiligt sind. Der Sparkassenzweckverband ist eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Sitz in Hameln und ist ebenfalls Mitglied des SVN. 

Ausleihbezirk der Sparkasse ist das Gebiet des Landkreises Hameln-Pyrmont, der 

Münchhausenstadt Bodenwerder, der Amtsgerichtsbezirke Hameln, Rinteln und Holzminden 

(ausgenommen der Ortsteil Grave der Gemeinde Brevörde) sowie das Gebiet der ehemaligen 

Amtsgerichtsbezirke Bad Münder, Bad Pyrmont, Coppenbrügge, Hessisch Oldendorf, 

Lauenstein und Obernkirchen. Organe der Sparkasse sind der Vorstand und der 

Verwaltungsrat. 

Die Sparkasse ist Mitglied im Sparkassenverband Niedersachsen und über dessen 

Sparkassen-Teilfonds dem Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe angeschlossen. 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat das institutsbezogene 

Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe als Einlagensicherungssystem nach dem 

Einlagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich anerkannt. Das Sicherungssystem stellt im 

Entschädigungsfall sicher, dass den Kunden der Sparkassen der gesetzliche Anspruch auf 

Auszahlung ihrer Einlagen gemäß dem EinSiG erfüllt werden kann („gesetzliche 

Einlagensicherung“). Darüber hinaus ist es das Ziel des Sicherungssystems, einen 

Entschädigungsfall zu vermeiden und die Sparkassen selbst zu schützen, insbesondere deren 

Liquidität und Solvenz zu gewährleisten („freiwillige Institutssicherung“). Ergänzend zu den 

bestehenden Sicherungsmitteln wird ab 2025 ein zusätzlicher Fonds zum institutsbezogenen 

Sicherungssystem von den Instituten befüllt. 

Die Sparkasse bietet als selbständiges regionales Wirtschaftsunternehmen zusammen mit 

ihren Partnern aus der Sparkassen-Finanzgruppe Privatkunden, Unternehmen und 

Kommunen Finanzdienstleistungen und -produkte an, soweit das Sparkassengesetz keine 

Einschränkungen vorsieht. Der im Sparkassengesetz verankerte öffentliche Auftrag 

verpflichtet die Sparkasse, mit ihrer Geschäftstätigkeit in ihrem Geschäftsgebiet den 

Wettbewerb zu stärken und die angemessene und ausreichende Versorgung aller 

Bevölkerungskreise, der Wirtschaft - insbesondere des Mittelstands - und der öffentlichen 

Hand mit Bankdienstleistungen sicherzustellen. 

Zum 31. Dezember 2025 waren 366 Mitarbeitende in der Sparkasse Hameln-Weserbergland 

beschäftigt, von denen 210 vollzeitbeschäftigt, 123 teilzeitbeschäftigt sowie 33 in Ausbildung 

waren. Im Vergleich zum Vorjahr stieg die Zahl vor allem durch zusätzliche Einstellungen von 

Auszubildenden um 5,2 Prozent an. Die Aufstockung des Personalbestandes dient der 

Gewinnung und langfristigen Sicherung von Fachkräften. 
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Wirtschaftsbericht 

Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen im Jahr 2025 

Volkswirtschaftliches Umfeld 

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) wuchs im Jahr 2025 leicht um 0,2 Prozent. 

Damit setzte sich die strukturelle Schwäche der deutschen Volkswirtschaft im dritten Jahr in 

Folge fort. Deutschland gehörte damit wieder in Europa zu den Ländern mit dem geringsten 

Wachstum.  

Die strukturelle Anfälligkeit zeigt sich im anhaltenden Auseinanderlaufen der einzelnen 

Produktionssektoren. 2025 schrumpfte die Bruttowertschöpfung im Bausektor mit 3,6 Prozent 

und im verarbeitenden Gewerbe mit 1,3 Prozent. Die Produktionsniveaus liegen damit deutlich 

unter den Höchstwerten Ende der 2010er Jahre.  

Auf dem Arbeitsmarkt führte die Schrumpfung des Industriesektors zu einem Rückgang der 

Beschäftigung. Die Arbeitslosenquote stieg leicht auf 6,3 Prozent (2024: 6,0 Prozent). Die Zahl 

der Erwerbstätigen stagnierte 2025 bei etwa 46 Mio. 

Die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gerät durch mehrere Faktoren unter Druck: hohe 

Löhne, die schneller als die Produktivität steigen und sich im Vergleich zu vielen 

Handelspartnern ungünstiger entwickeln, hohe Energiekosten, ein aufgewerteter Euro und seit 

2025 zusätzlich die neuen US‑Zölle. 

Die US-Zölle trafen Deutschland als eine Volkswirtschaft mit sehr hohem Offenheitsgrad und 

relativ großem exportorientierten Industrieanteil besonders stark. Dies zeigt sich in der 

Entwicklung des Außenhandels. Die Waren- und Dienstleitungsexporte Deutschlands 

schrumpften 2025 real um 0,3 Prozent. Die Rückgänge konzentrieren sich auf den 

Warenhandel und dort auf die drei großen Sektoren, die den deutschen Export prägen: 

Fahrzeugbau, Chemie und Maschinenbau. Gleichzeitig legten die Importe (bei Waren und 

Dienstleistungen) 2025 preisbereinigt um insgesamt 3,6 Prozent zu. 

Der Außenbeitrag (Saldo aus Exporten und Importen) war damit stark rückläufig und belastete 

das BIP um rechnerisch 1,5 Prozentpunkte in der Wachstumsrate 2025. Mit rund 110 Mrd. Euro 

blieb ein deutlicher Überschuss. Dieser erreichte jedoch nur noch die Hälfte des 

Vor‑Pandemie‑Niveaus. 

Die Binnennachfrage in Deutschland entwickelte sich deutlich besser, als es das stagnierende 

BIP nahelegt. Getragen wurde die Binnennachfrage vom Konsum. Die privaten 

Konsumausgaben wuchsen 2025 preisbereinigt um 1,4 Prozent. Diese Entwicklung stützte sich 

auf die steigenden verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte, die sich nominal um 3,1 

Prozent erhöhten. Ein wesentlicher Faktor ist dabei die erfreuliche Entwicklung bei der 

Inflation. Im Euroraum lag die jahresdurchschnittliche Rate der Harmonisierten 

Verbraucherpreise bei 2,1 Prozent, in Deutschland beim HVPI bei 2,3 Prozent. Die Kernraten 

unter Ausklammerung der volatileren Lebensmittelpreise und Energiepreise lagen im 

Jahresdurchschnitt noch etwas höher, bewegten sich aber ebenfalls in Richtung des EZB-

Zielniveaus.  

Zusätzlich wurde der Konsum durch eine Verringerung der Sparquote belebt. Sie reduzierte 

sich im Jahresdurchschnitt von 11,2 Prozent 2024 auf 10,5 Prozent 2025 und erreichte damit 

wieder den langjährigen Durchschnitt aus den 2010er Jahren.  
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Die Konsumausgaben des Staates wuchsen 2025 real um 1,5 Prozent. Da die Staatsausgaben 

stärker als das BIP zunahmen, stieg die Staatsquote auf 50,3 Prozent. Der Anteil der 

Staatsausgaben am BIP lag damit  - wie schon in den Pandemiejahren - wieder über der 50-

Prozent-Marke.  

Die Ausrüstungsinvestitionen gingen um 2,3 Prozent zurück, die gesamten Bauinvestitionen 

um 0,9 Prozent.  

Regionale wirtschaftliche Entwicklung 

Der Landkreis Hameln-Pyrmont gehört mit einer Größe von 796 qkm und einer Einwohnerzahl 

von rund 150.000 zu den dichter besiedelten Kreisen in Niedersachsen. Der Weserraum mit 

der Kreisstadt Hameln als Zentrum ist eine alte Kulturlandschaft. Daher ist die 

Wirtschaftsstruktur, u. a. wegen des weltweit bekannten Rattenfängers und der Lage Hamelns 

im Weserbergland, auch durch den Fremdenverkehr geprägt.  

Die Menschen in der Region arbeiten insbesondere im Dienstleistungssektor (73 Prozent der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten) mit Schwerpunkten im Gesundheitswesen, wozu 

acht Krankenhäuser und eine Vielzahl an Kur- und Rehabilitationseinrichtungen zählen sowie 

im Sozialwesen. 

Der Wirtschaftsraum Hameln-Pyrmont ist durch eine ausgewogene mittelständische Indus-

trie mit Handel, Handwerk, Gesundheit und Erholung gekennzeichnet. Nicht nur die zur 

Deutsche Bank AG gehörende BHW-Bausparkasse AG hat ihren Hauptsitz in Hameln, sondern 

auch moderne Forschungsinstitute, wie beispielsweise das Solarinstitut in Emmerthal oder 

die Klinik für Fortpflanzungsmedizin in Bad Münder sind hier angesiedelt. 

Die Unternehmensstruktur in den Landkreisen Hameln-Pyrmont und Holzminden ist 

vorwiegend geprägt durch Kleinst- und Mittelbetriebe mit maximal 250 Mitarbeitenden. 

Knapp 75 Prozent der Beschäftigten sind in entsprechenden Betrieben tätig. Bei der relativ 

breit gefächerten Wirtschaftsstruktur sind der Maschinenbau, die Elektronikindustrie sowie 

die chemische Industrie strukturbestimmende Elemente. 

Der Saldo aus Gewerbeanmeldungen und -abmeldungen sorgt seit 2011 für eine leicht 

steigende Anzahl bestehender Gewerbe im Landkreis Hameln-Pyrmont. Ein Wachstum fand 

zuletzt in fast allen Wirtschaftssektoren statt. Nach einem Rückgang im Jahr 2023 stieg die 

Anzahl der Gewerbebetriebe 2024 wieder an.   

Gemäß einer regelmäßig durchgeführten Befragung des Arbeitgeberverbandes der 

Unternehmen im Weserbergland berichten die Unternehmen vor Ort von einer stabilen 

Situation. Als größtes Problem stellt sich für die Unternehmen derzeit der Arbeitskraftmangel 

dar. Darüber hinaus wird von einer eher geringen Betroffenheit von den US-Zöllen aber von 

Kostensteigerungen bei Rohstoffen und Zulieferungen berichtet.  

Die angespannte Haushaltslage des öffentlichen Sektors zeigt sich auch in den hiesigen 

Kommunen über einen stark steigenden Finanzierungsbedarf bei erheblichen 

Haushaltsdefiziten, sodass öffentliche Investitionen in der Region schwierig realisiert werden 

können. Die Schwerpunkte der Tätigkeiten liegen insbesondere im Bereich der Bildung und 

Infrastruktur. 

Die Arbeitslosenquote ist im Jahr 2025 - gemessen am Dezemberwert - um 0,1 Prozentpunkte 

auf 6,8 Prozent gestiegen. Bundesweit hat sich der Dezemberwert um 0,2 Prozentpunkte auf 

6,2 Prozent erhöht. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist in einem 12-

Monats-Zeitraum bis zur Jahresmitte 2025 um 2,7 Prozent gesunken. Ursächlich war 
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insbesondere der Wirtschaftszweig der Metall- und Elektroindustrie. 

Die Kaufkraft liegt im Geschäftsgebiet - wie in vielen niedersächsischen Landkreisen 

außerhalb der Ballungszentren - unter dem Landesdurchschnitt. 

Die Einwohnerzahl des Landkreises Hameln-Pyrmont ist im letzten Jahr erneut leicht 

gesunken. Das Geschäftsgebiet weist einen im Landes- und Bundesvergleich erhöhten 

Bevölkerungsanteil in den Altersgruppen ab 46 und ab 65 Jahren aus. Die Prognose der 

Bevölkerungsentwicklung für 20 Jahre zeigt eine stabile Bevölkerungsentwicklung an, jedoch 

mit deutlichen Verschiebungen in den Anteilen der verschiedenen Altersgruppen. Der Anteil 

an Senioren wird um 3 Prozentpunkte auf 29 Prozent ansteigend, und der Anteile der Erwerbs-

tätigen ab 31 Jahren wird um 4 Prozentpunkte auf rund 40 Prozent sinkend prognostiziert.  

Entwicklung des Zinsniveaus und der Kapitalmärkte 

Die Inflationsentwicklung erlaubte es der Europäischen Zentralbank ihren Leitzinstrend 

fortzusetzen. Sie führte ihren Zinssatz für die Einlagefazilität, der zu Jahresbeginn 2025 noch 

bei 3,0 Prozent gelegen hatte, in insgesamt vier Senkungsschritten um je 25 Basispunkte auf 

2,0 Prozent zurück. Dieser Satz wurde am 11. Juni 2025 erreicht und gilt seither unverändert. 

Der Leitzinszyklus, der 2022 aus der Negativzinssituation kommend mit starken 

Zinserhöhungen bis auf 4,0 Prozent im Jahr 2023 geführt hatte und danach eine Rückführung 

und Normalisierung auf das jetzt herrschende Niveau erlebt hat, erscheint damit weitgehend 

abgeschlossen.  

Bei den Renditen am Rentenmarkt verlief die Entwicklung gegenläufig zum Kurzfrist-Zins. 

Bundesanleihen mit 10jähriger (Rest-)Laufzeit starteten mit Renditen von 2,41 Prozent Ende 

2024. Sie fielen dann zunächst auf einen Tiefstand bei 2,36 Prozent im Februar und blieben in 

der ersten Jahreshälfte sehr niedrig. Renditeanstiege in der zweiten Jahreshälfte führten 

dann zeitweise fast bis zur Drei-Prozent-Marke. Das Jahr 2025 endete mit einer Rendite von 

2,89 Prozent. Das Erreichen eines neuen Gleichgewichts am Geldmarkt, die international 

absehbar sehr hoch bleibenden staatlichen Finanzierungsdefizite sowie die damit gegebene 

reale Kapitalknappheit waren dabei bestimmende Faktoren. Zudem wurde 2025 das 

Abschmelzen der Anleihebestände bei den Notenbanken des Eurosystems planmäßig 

fortgesetzt. 

Die Aktienmärkte vollzogen in den meisten Ländern gute Verläufe. Auch in Deutschland waren 

recht starke Kurssteigerungen zu verzeichnen. Der Deutschen Aktienindex (DAX) erreichte 

einen Indexstand von 24.490 Punkten am Jahresende 2025 und damit eine 

Jahresperformance von 23,1 Prozent. 

Entwicklung der Kreditwirtschaft 

Die Deutsche Bundesbank hat nach dem Finanzstabilitätsgesetz das Mandat, die Stabilität des 

deutschen Finanzsystems zu überwachen. Hierzu erstellt sie umfangreiche Analysen und 

erstellt eine Zusammenfassung im jährlichen Finanzstabilitätsbericht. Im aktuellen Bericht 

stellt sie zusammenfassend dar, dass handelspolitische Konflikte und anhaltende 

geopolitische Spannungen die Risiken für die Finanzstabilität im vergangenen Jahr erhöht 

haben. Hinzu kommen die strukturellen Herausforderungen für die deutsche Wirtschaft. Die 

Bundesbank weist zudem auf deutlich erhöhte Bewertungsniveaus der Aktien- und 

Anleihemärkten und entsprechende Risiken von Marktpreiskorrekturen hin. Darüber hinaus 

wird die zunehmende Bedeutung von Nichtbank-Finanzintermediären sowie deren 

Vernetzung untereinander und mit dem Bankensystem als Herausforderung für die 
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Überwachung des Finanzsystems dargestellt. Zudem besteht die Notwendigkeit, dass 

neuartige Risiken aus Finanzinnovationen wie Stablecoins sowie der zunehmenden 

Digitalisierung, nicht zuletzt durch künstliche Intelligenz, aufmerksam beobachtet werden. 

Die Kapitalausstattung der Banken wird insgesamt als solide bewertet.  

Neben den makrofinanziellen Entwicklungen stellen der intensive Wettbewerb, eine 

zunehmende Digitalisierung in Verbindung mit dem Wandel der Kundenanforderungen 

wesentliche Rahmenbedingungen der Kreditwirtschaft dar.  

So hält der Trend zur Nutzung digitaler Bankdienstleistungen weiter an. Bankgeschäfte werden 

häufiger als zuvor online erledigt. Die Anzahl onlineorientierter Kunden, die auf allen digitalen 

Zugangswegen Finanzdienstleistungen nachfragen, steigt deutlich an und beeinflusst die 

geschäftspolitische Ausrichtung der Kreditinstitute. Immer mehr Kunden wickeln einfache 

Bankdienstleistungen und Produktkäufe schnell und preisgünstig online ab und informieren 

sich hinsichtlich komplexer Bedürfnisse im Internet und in sozialen Medien. Hinzu kommt der 

Wettbewerb insbesondere im Wertpapiergeschäft mit sogenannten Neo-Brokern. 

Für die Sparkassen bedeutet das einerseits ein wachsendes Risiko, Marktanteile zu verlieren, 

andererseits aber auch die Chance, sich durch ihre regionale Verankerung, persönliche 

Kundenbetreuung in Verbindung mit modernen digitalen Angeboten und einem umfassenden 

Produktportfolio zu differenzieren.  

Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen im Jahr 2025 

Für 2025 sind insbesondere die flächendeckende Einführung der Instant Payments 

Regulation, die Umsetzung der CRR III‑Bankenregeln, Weiterentwicklungen der PSD3/PSR 

sowie die Anwendung von DORA als zentrale regulatorische Treiber für Kreditinstitute zu 

nennen; diese Regelwerke verändern Kapitalanforderungen, IT‑Resilienz und 

Zahlungsinfrastruktur und erfordern gezielte Umsetzungs‑ und Meldeprojekte. 

Die Instant Payments Regulation (IPR) verfolgt das Ziel einer Harmonisierung und Verbreitung 

von Echtzeitüberweisungen in Euro, um die Verfügbarkeit, Effizienz und Interoperabilität des 

europäischen Zahlungsverkehrs zu stärken. Für die Kreditinstitute machte dies eine 

technische Aufrüstung der Zahlungsinfrastruktur, Anpassung von Fraud‑Screening in Echtzeit 

und Änderungen im Gebühren‑ und Serviceangebot erforderlich. 

Seit dem 1. Januar 2025 gilt die dritte Kapitaladäquanzverordnung (CRR III) für Kreditinstitute 

in der EU. Als Teil der Umsetzung von Basel III in der EU führt die CRR III risikosensitivere 

Standardansätze sowie erweiterte Offenlegungspflichten ein. Diese Änderungen betreffen 

insbesondere die Eigenkapitalanforderungen und die Risikomanagementpraktiken sowie die 

Notwendigkeit verbesserter Datenqualität. 

Die dritte Payment Service Directory (PSD3 und ergänzende Regelungen) entwickelt die 

bestehenden Regelungen für Zahlungsdienste in der EU weiter. Die Neuregelung des 

Zahlungsverkehrsrechts zielt darauf ab, den Wettbewerb zu fördern und die Sicherheit im 

Zahlungsverkehr zu erhöhen. Banken müssen sich auf neue Anforderungen in Bezug auf 

Authentifizierung und Transparenz vorbereiten. 

Die digitale operationelle Resilienz (DORA) ist seit 17. Januar 2025 anwendbar und etabliert 

einheitliche Anforderungen an das Risikomanagement im Bereich der Informations- und 

Kommunikationstechnologie (IKT). Diese Anforderungen sollen dazu beitragen, die 

Funktionsfähigkeit der Finanzunternehmen insbesondere hinsichtlich Cyber-Gefahren 

aufrechtzuerhalten bzw. gegebenenfalls wiederherzustellen. Damit sorgen sie dafür, dass die 
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Finanzunternehmen eine für sie angemessene digitale operationale Resilienz erreichen – also 

so widerstands- und anpassungsfähig sind, dass sie ihre digitalen operationellen Prozesse 

auch während und nach einem Störungsfall aufrechterhalten können. 

Bedeutsame finanzielle Leistungsindikatoren 

Die folgenden bedeutsamen finanziellen Leistungsindikatoren dienen der internen Steuerung 

der Sparkasse und fließen in die Berichterstattung ein: 

 

  

Bedeutsame finanzielle Leistungsindikatoren

1. Betriebsergebnis vor Bewertung

2. Gesamtkapitalquote

3. Wirtschaftliche Eigenkapitalquote (bis 2025)

4. Cost-Income-Ratio (ab 2026)

5. Wachstum Kreditgeschäft (ab 2026)

6. Wachstum Geldvermögenbildung (ab 2026)

7. Wachstum Dienstleistungserträge (ab 2026)

Erläuterungen:

zu 1 Betriebsergebnis vor Bewertung:

Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen ordentlichen Erträge und Aufwendungen 

abzüglich der Verwaltungsaufwendungen gemäß Abgrenzung des Betriebsvergleichs (bereinigt um 

neutrale und aperiodische Positionen)

Zu 2 Gesamtkapitalquote:

Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte 

(Adressenausfall- , operationelle, Markt- und CVA-Risiken) gem. CRR

Zu 3 Wirtschaftliche Eigenkapitalquote:

Verhältnis des Kernkapitals gemäß CRR und nicht angerechnete Vorsorgereserven gem. § 340f HGB 

bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte

Zu 4 Cost-Income-Ratio:

Verwaltungsaufwand in Relation zum Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen 

ordentlichen Erträge und Aufwendungen gemäß Abgrenzung des Betriebsvergleichs (bereinigt um 

neutrale und aperiodische Positionen)

Zu 5 Wachstum Kreditgeschäft:

Wachstum der Kreditbestände gem. intern festgelegter Steuerungslogik

Zu 6 Wachstum Geldvermögensbildung:

Wachstum der Kundeneinlagen zuzüglich des Nettoabsatzes im Kunden-Wertpapiergeschäft gem. intern 

festgelegter Steuerungslogik

Zu 7 Wachstum Dienstleistungserträge:

Provisionsertrag insbesondere abzüglich der Erträge aus dem Giroverkehr gem. intern festgelegter 

Steuerungslogik
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Darstellung, Analyse und Beurteilung des Geschäftsverlaufs 

 

Bilanzsumme und Geschäftsvolumen 

Das Geschäftsvolumen (Bilanzsumme zuzüglich Eventualverbindlichkeiten) hat sich von 

2.675,7 Mio. Euro um 58,7 Mio. Euro auf 2.734,4 Mio. Euro erhöht.  

Die Bilanzsumme ist um 55,2 Mio. Euro bzw. 2,1 Prozent gestiegen und erreichte damit einen 

Wert von 2.708,6 Mio. Euro.  

Der Anstieg erfolgte weitestgehend erwartungsgemäß und ist insbesondere auf höhere 

Wertpapieranlagen, ein gestiegenes Kundenkreditvolumen sowie gestiegene 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden zurückzuführen.  

Aktivgeschäft 

Die Barreserve stieg im Rahmen üblicher Schwankungen um 2,7 Mio. Euro bzw. 6,6 Prozent auf 

43,7 Mio. Euro.   

Die Forderungen an Kreditinstitute verringerten sich von 232,4 Mio. Euro auf 157,9 Mio. Euro. 

Der Rückgang um 74,5 Mio. Euro bzw. 32,1 Prozent resultierte insbesondere aus 

Umschichtungen von Liquiditätsguthaben in Wertpapiere.  

Das Kundenkreditvolumen (Aktiva 4 und 9 zuzüglich der Eventualverbindlichkeiten) hat sich 

um 56,7 Mio. Euro bzw. 3,4 Prozent auf 1.745,0 Mio. Euro plangemäß ausgeweitet.  

Zum Wachstum der Kreditbestände haben im Jahr 2025 sowohl die Kredite an Privatkunden 

als auch die Kredite an gewerbliche Kunden beigetragen. Zudem wurden die Kommunalkredite 

ausgeweitet. Bei den gewerblichen Kreditbeständen wurde ein entgegen der Erwartung 

2025 2024
Anteil in % 

Bilanzsumme

Mio. Euro Mio. Euro Mio. Euro Prozent Prozent

Geschäftsvolumen 2.734,4 2.675,7 58,7 2,2%

Bilanzsumme 2.708,6 2.653,4 55,2 2,1%

Barreserve 43,7 41,0 2,7 6,6% 1,6%

Forderungen an Kreditinstitute 157,9 232,4 -74,5 -32,1% 5,8%

Kundenkreditvolumen 1.745,0 1.688,3 56,7 3,4% 64,4%

Wertpapieranlagen 743,8 677,0 66,8 9,9% 27,5%

Anteilsbesitz 24,6 19,7 4,9 24,9% 0,9%

Sachanlagen 14,1 13,6 0,5 3,7% 0,5%

Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten
96,2 102,8 -6,6 -6,4% 3,6%

Verbindlichkeiten gegenüber 

Kunden
2.267,9 2.214,5 53,4 2,4% 83,7%

Rückstellungen 52,2 58,4 -6,2 -10,6% 1,9%

Eigenkapital (inkl. Fonds für 

allgemeine Bankrisiken)
273,5 257,7 15,8 6,1% 10,1%

Veränderungen 2025
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höheres Wachstum erzielt, während die Kreditbestände an Privatkunden geringer als geplant 

ausgeweitet wurden.   

Die Neugeschäfte stiegen auf 266 Mio. Euro (Vorjahr 209 Mio. Euro), das entspricht einem 

Zuwachs von 27,6 Prozent. Maßgeblich dafür waren steigende Kreditzusagen an gewerbliche 

Kreditnehmer.  

Das Wachstum der Kreditbestände vollzog sich überwiegend im langfristigen Bereich.  

Die Wertpapieranlagen (Aktiva 5 und 6) dienen der Liquiditätsreserve sowie der langfristigen 

Anlage des Sparkassenvermögens. Im Vergleich zum Vorjahr wurde der Bestand um 66,8 Mio. 

Euro bzw. 9,9 Prozent auf 743,8 Mio. Euro ausgeweitet. Ursächlich für die Aufstockung war 

insbesondere die Umschichtung von überschüssigen Liquiditätsguthaben in Wertpapiere.  

Die Wertpapiere der Bilanzposition Aktiva 5 entfallen überwiegend auf Schuldverschreibungen 

von Gebietskörperschaften und von Kreditinstituten sowie auf Pfandbriefe. Die Bestände der 

Bilanzposition Aktiva 6 beinhalten zwei Spezialfonds; einen Spezialfonds mit 

Anlageschwerpunkten in Unternehmensschuldverschreibungen europäischer Unternehmen 

und Aktienfonds sowie einen Immobilien-Spezialfonds. 

Der Anteilsbesitz der Sparkasse (Aktiva 7 und 8) wurde um 4,9 Mio. Euro auf 24,6 Mio. Euro 

aufgrund einer nachträglichen Erhöhung der Anschaffungskosten an der Beteiligung am 

Sparkassenverband Niedersachsen sowie einer Zuschreibung auf den Buchwert der 

Beteiligung an der Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG ausgeweitet.   

Die Sachanlagen erhöhten sich leicht um 0,5 Mio. Euro auf 14,1 Mio. Euro.  

Passivgeschäft 

Bei den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten handelt es sich überwiegend um 

Mittel, die der Finanzierung des Kreditgeschäfts dienen. Diese verringerten sich von 102,8 

Mio. Euro auf 96,2 Mio. Euro. Der Rückgang von 6,6 Mio. Euro bzw. 6,4 Prozent resultiert 

insbesondere aus verringerten Verbindlichkeiten aus sogenannten Weiterleitungsmitteln.  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden erhöhten sich um 53,4 Mio. Euro bzw. 2,4 Prozent 

auf 2.267,9 Mio. Euro. Das Wachstum übertraf damit die Erwartung und ist insbesondere Folge 

einer höheren Liquiditätshaltung von gewerblichen Kunden.  

Die in den letzten Jahren festzustellende steigende Nachfrage nach Produkten mit 

vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist hat sich im Zuge der gesunkenen Marktzinsen 

wieder umgekehrt und die täglich fälligen Einlagen zeigten wieder Zuwächse. Der Rückgang 

der Spareinlagen insbesondere mit dreimonatiger Kündigungsfrist hat sich hingegen 

fortgesetzt.  

Dienstleistungsgeschäft 

Im Dienstleistungsgeschäft haben sich im Jahr 2025 folgende Schwerpunkte ergeben: 

Der Bestand an Girokonten konnte im Jahresverlauf um 755 Stück auf 85.154 Konten 

gesteigert werden. 

Im Wertpapiergeschäft haben sich die Umsätze um 26 Prozent auf 466,6 Mio. Euro weiter 

erhöht. Ein deutlicher Anstieg war bei den Aktienkäufen und -verkäufen festzustellen. Der 

Hauptanteil der Nachfrage und der Umsätze entfällt weiterhin auf Investmentfonds. Insgesamt 
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hat sich der Nettoabsatz im Wertpapiergeschäft auf 50,4 Mio. Euro von 14,9 Mio. Euro im 

Vorjahr erhöht.   

Der Absatz von Lebens- und Rentenversicherungen verringerte sich - nach starken 

Zuwächsen im Jahr 2024 – um 10 Prozent auf 15,4 Mio. Euro. Im Sachversicherungsgeschäft 

konnte ein deutlicher Anstieg - gemessen an der vermittelten Beitragssumme - um 110 

Prozent erzielt werden. 

Die Nachfrage nach Bausparverträgen hat sich verringert. Es wurden insgesamt 414 Stück 

abgeschlossen, was einem Rückgang von 29 Prozent entspricht. Das vermittelte Volumen sank 

mit 10 Prozent weniger stark auf 31,7 Mio. Euro. Die durchschnittliche Bausparsumme stieg 

entsprechend von 60 TEUR auf 77 TEUR an.  

Derivate 

Die derivativen Finanzinstrumente dienten ausschließlich der Sicherung der eigenen 

Positionen. Hinsichtlich der zum Jahresende bestehenden Geschäfte wird auf die Darstellung 

im Anhang verwiesen. 

Investitionen, wesentliche Baumaßnahmen und technische Veränderungen 

Im Mai 2025 wurde das neue Beratungszentrum in Bad Münder eröffnet. Das von der 

Tochtergesellschaft errichtete Gebäude zeichnet sich durch moderne Architektur und 

nachhaltige Bauweise aus. Das Beratungszentrum bietet nach wie vor ein umfassendes 

Angebot an Finanzdienstleistungen. Bei der Ausgestaltung des Beratungszentrums wurde 

besonderer Wert auf eine flexible und zeitgemäße Ausstattung gelegt.  

Am historischen Gebäudeensemble Hameln Osterstraße insbesondere an der ehemaligen 

Garnisonskirche wurden umfangreiche, altersbedingte Schädigungen am Dach festgestellt. Die 

Reparaturen wurden im Jahr 2025 begonnen und münden in einer Neueindeckung im Jahr 

2026. Darüber hinaus wurde die Trennung der technischen Verbindungen dieser Gebäude zum 

ehemaligen Sparkassengebäude in der Heiliggeiststraße abgeschlossen. 

Darstellung, Analyse und Beurteilung der Lage 

Vermögenslage  

Die Vermögenslage der Sparkasse ist gekennzeichnet durch einen Anteil des 

Kundenkreditvolumens von 64,4 Prozent, der Wertpapieranlagen von 27,5 Prozent sowie der 

Kundeneinlagen von 83,7 Prozent an der Bilanzsumme.  

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil der Wertpapieranlagen um 2,0 Prozentpunkte auf 27,5 

Prozent angestiegen, während sich der Anteil der Forderungen an Kreditinstitute um 3,0 

Prozentpunkte auf 5,8 Prozentpunkte reduziert hat.  

Sämtliche Vermögensgegenstände und Rückstellungen werden vorsichtig bewertet. Die 

Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt. Einzelheiten sind dem Anhang zum 

Jahresabschluss, Abschnitt Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, zu entnehmen. Für 

besondere Risiken des Geschäftszweigs wurde zusätzlich Vorsorge getroffen. Stille Lasten 

bestehen bei den im Anlagevermögen gehaltenen Wertpapieren. 
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Die zum Jahresende ausgewiesene Sicherheitsrücklage hat sich durch Zuführung eines Teils 

des Bilanzgewinns des Jahres 2024 um 0,9 Mio. Euro auf 178,8 Mio. Euro erhöht. Neben der 

Sicherheitsrücklage verfügt die Sparkasse über weitere aufsichtliche Eigenkapitalbestandteile. 

So wurde der Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB von 78,7 Mio. Euro auf 93,5 

Mio. Euro erhöht. 

Die Eigenkapitalanforderungen der CRR wurden jederzeit eingehalten. Die 

Gesamtkapitalquote gem. Art. 92 CRR übertrifft am 31. Dezember 2025 mit 15,2 Prozent (im 

Vorjahr 15,8 Prozent) die aufsichtsrechtlichen Mindestanforderungen von 8,0 Prozent gemäß 

der CRR zuzüglich SREP-Zuschlag, antizyklischem Kapitalpuffer, Kapitalerhaltungspuffer sowie 

Eigenmittelempfehlung. Die anrechnungspflichtigen Positionen zum 31. Dezember 2025 

betragen 1.751,0 Mio. Euro und die aufsichtsrechtlich anerkannten Eigenmittel 266,0 Mio. 

Euro. 

Die harte Kernkapitalquote und die Kernkapitalquote übersteigen die aufsichtlich 

vorgeschriebenen Werte deutlich. Die Kernkapitalquote beläuft sich zum 31. Dezember 2025 

auf 14,6 Prozent der anrechnungspflichtigen Positionen nach CRR. 

Die beiden wesentlichen finanziellen Leistungsindikatoren Gesamtkapitalquote sowie 

wirtschaftliche Eigenkapitalquote haben sich im Geschäftsjahr leicht verschlechtert. Die 

Veränderung steht in Zusammenhang mit dem Inkrafttreten der dritten 

Kapitaladäquanzverordnung (CRR III). Jedoch liegen beide leicht über den geplanten Werten.  

Die Verschuldungsquote (Verhältnis des Kernkapitals zur Summe der bilanziellen und 

außerbilanziellen Positionen) beträgt am 31. Dezember 2025 10,1 Prozent und liegt damit 

deutlich über der aufsichtlichen Mindestanforderung von 3,0 Prozent.  

Zum Bilanzstichtag verfügt die Sparkasse über eine solide Eigenmittelbasis. Auf Grundlage der 

Kapitalplanung bis zum Jahr 2028 ist auch weiterhin eine Erfüllung der aufsichtsrechtlichen 

Anforderungen an die Eigenmittelausstattung als Basis für die Umsetzung der 

Geschäftsstrategie vorhanden. 

Die Vermögenslage der Sparkasse ist geordnet. 

Finanzlage 

Die Zahlungsfähigkeit war im Geschäftsjahr 2025 aufgrund einer angemessenen 

Liquiditätsvorsorge jederzeit gegeben. Die Liquiditätsdeckungsquote LCR lag mit 163,11 

Prozent bis 232,7 Prozent durchgängig über der geforderten Mindestgröße von 100 Prozent. 

Am Ende des Geschäftsjahres betrug sie 163,81 Prozent.  

Die strukturelle Liquiditätsquote (Net Stable Funding Ratio - NSFR) lag innerhalb einer 

Bandbreite von 123,58 Prozent bis 125,64 Prozent; damit wurde die aufsichtliche 

Mindestquote von 100 Prozent eingehalten. 

Das zur Erfüllung der Mindestreservevorschriften notwendige Guthaben wurde in der 

erforderlichen Höhe bei der Deutschen Bundesbank unterhalten. Die eingeräumten Kredit- 

bzw. Dispositionslinien bei der Norddeutschen Landesbank wurden teilweise in Anspruch 

genommen.  

Nach der Finanzplanung ist die Zahlungsfähigkeit auch für die absehbare Zukunft gesichert. 

Deshalb beurteilen wir die Finanzlage der Sparkasse als günstig.  
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Ertragslage  

Die wesentlichen Erfolgskomponenten der Gewinn- und Verlustrechnung haben sich wie folgt 

entwickelt:  

Im Geschäftsjahr erhöhte sich der Zinsüberschuss (Saldo aus GV-Posten 1- 4) insgesamt um 

7,7 Mio. Euro bzw. 17,1 Prozent auf 52,7 Mio. Euro. Der Anstieg folgte der Normalisierung der 

Zinsstrukturkurve. Der Zinsertrag profitierte dabei mit einem Anstieg von 3,4 Mio. Euro von 

neuen Zinsfestschreibungen von Kundenkrediten und Wiederanlagen von 

Wertpapierfälligkeiten oberhalb bisheriger Konditionen. Der Zinsaufwand hat sich 

insbesondere durch Zinspassungen der Kundeneinlagen im Zuge des rückläufigen 

Leitzinstrends sowie der niedrigeren kurzfristigen Marktzinsen um 4,6 Mio. Euro verringert.  

Die Erträge aus den Spezialfondsanlagen und Beteiligungen (GV-Position 3) sowie die Erträge 

aus Gewinngemeinschaften (GV-Position 4) verringerten sich geringfügig um insgesamt 0,3 

Mio. Euro.  

Der Provisionsüberschuss hat sich gegenüber dem Vorjahr um 5,5 Prozent bzw. 1,1 Mio. Euro 

auf 22,1 Mio. Euro erhöht. Der Provisionsertrag konnte dabei insbesondere durch steigende 

Erträge aus dem Kunden-Wertpapiergeschäft um 1,2 Mio. Euro ausgeweitet werden. Die 

Provisionsaufwendungen sind leicht um 0,1 Mio. Euro angestiegen.  

Die sonstigen betrieblichen Erträge haben sich von 2,2 Mio. Euro auf 2,0 Mio. Euro verringert. 

Ursächlich waren insbesondere geringere Erträge aus der Auflösung von nicht benötigten 

Rückstellungen.   

Der Verwaltungsaufwand (einschließlich der Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 

immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen) ist um 4,9 Mio. Euro bzw. 10,5 Prozent auf 51,4 

Mio. Euro angestiegen. Dabei ist der Personalaufwand (Posten 10a) um 3,9 Mio. Euro 

gestiegen, maßgeblich bedingt durch eine Sonderzahlung an die Emder 

Zusatzversorgungskasse für Sparkassen. Der Sachaufwand (GV-Positionen 10b und 11) hat 

sich um 1,0 Mio. Euro erhöht. Die Veränderung ist auf steigende Einzahlungsverpflichtungen 

in das institutsbezogene Sicherungssystem sowie höhere Aufwendungen für das 

Rechenzentrum zurückzuführen, während entfallende außerplanmäßige und planmäßige 

Abschreibungen entlastend wirkten.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben sich von 0,8 Mio. Euro auf 2,2 Mio. Euro 

erhöht. Der Anstieg ist insbesondere auf die Zustiftung an eine Sparkassenstiftung sowie 

Abfindungen für vorzeitige Beendigungen von Arbeitsverträgen zurückzuführen. 

Das Bewertungsergebnis (GV-Positionen 13-16) zeigt - nach einem positiven Vorjahreswert 

von 1,0 Mio. Euro - ein moderat negatives Ergebnis von 1,5 Mio. Euro.   

Im Bewertungsergebnis des Wertpapiergeschäfts haben sich dabei weitere Kurserholungen 

von den markanten zinsbedingten Bewertungserfordernissen im Geschäftsjahr 2022 

eingestellt und in der Folge sind zwar gegenüber dem Vorjahr deutlich geringere, aber im 

langjährigen Vergleich erneut erhöhte Zuschreibungen eingetreten.  

Der Bewertungsbedarf im Kreditgeschäft hat sich im Vergleich zum Vorjahr erhöht. Ursächlich 

sind insbesondere höhere Zuführungen zu den Pauschalwertberichtigungen.  

Bei den Beteiligungen ergab sich eine erneute Zuschreibung bei der Beteiligung an der 

Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG unterhalb des letztjährigen Niveaus. 
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Die Zuschreibung ist im Vergleich zu den übrigen Bewertungsergebnissen von 

untergeordneter Bedeutung.  

Dem Fonds für allgemeine Bankrisiken konnte ein Betrag von 14,8 Mio. Euro (Vorjahr 14,6 

Mio. Euro) zugeführt werden. 

Der Steueraufwand hat sich von 6,1 Mio. Euro auf 5,7 Mio. Euro reduziert.  

Die gemäß § 26a Abs. 1 Satz 4 KWG offenzulegende Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus 

Jahresüberschuss und Bilanzsumme, beträgt 0,04 Prozent. 

Die Sparkasse setzt zur Planung und Berichterstattung, der internen Steuerung sowie zu 

überbetrieblichen Vergleichen der Ertragslage den sog. „Betriebsvergleich“ der 

Sparkassenorganisation ein. Dem Betriebsvergleich liegt eine betriebswirtschaftliche 

Betrachtung der Erfolge aus dem Sparkassengeschäft zugrunde, in der Erfolge des laufenden 

Jahres dann dem Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit zugeordnet werden, wenn diese 

keinen periodenfremden oder einmaligen Charakter haben. Liegen periodenfremde oder 

einmalige Erfolgswirkungen vor, werden diese im Betriebsvergleich dem sog. neutralen 

Ergebnis zugeordnet. Die vorgesehene Gliederung der Aufwands- und Ertragspositionen 

weicht daher teilweise von dieser Betrachtung ab.  

 

Die wesentlichen Gründe für die Abweichung sind nachfolgend dargestellt. 

In der Gewinn- und Verlustrechnung sind im Posten sonstige betriebliche Erträge Auflösungen 

von Rückstellungen mit Einmalcharakter enthalten. In der Darstellung des Betriebsvergleichs 

werden diese als Teil des neutralen Ertrags dargestellt.  

Im Personalaufwand werden die Sonderzahlung an die Emder Zusatzversorgungskasse für 

Sparkassen sowie Veränderungen von Pensions- und Beihilferückstellungen für 

Versorgungsempfänger dem neutralen Ergebnis zugeordnet.  

Zinsüberschuss (einschließlich 

lfd. Ertrag)
1 bis 4 52,7 -0,1 52,6 Zinsüberschuss

Provisionsüberschuss 5,6 22,1 -0,1 22,0 Provisionsüberschuss

Sonstige betriebliche Erträge 8 2,0 -0,9 1,1 Sonstige ordentliche Erträge

Personalaufwand 10a 33,7 -5,5 28,2 Personalaufwand

Sachaufwand 10b, 11 17,8 -0,6 17,2 Sachaufwand

Sonstige betriebliche 

Aufwendungen
12, 17 2,2 -1,9 0,3

Sonstiger ordentlicher 

Aufwand

Ergebnis vor Bewertung und 

Risikovorsorge
23,1 6,9 30,0

Betriebsergebnis vor 

Bewertung

Aufwand aus Bewertung und 

Risikovorsorge 
1)

13 bis 16 

und 18
16,3 0,0 16,3 Bewertungsergebnis 

1)

Ergebnis der normalen 

Geschäftstätigkeit
19 6,8 6,9 13,7

Betriebsergebnis nach 

Bewertung
1) Einschließlich der Veränderungen des Fonds für allgemeine Bankrisiken gem. § 340g HGB

GV-PostenGewinn- und Verlustrechnung
2025

Mio. Euro
Überleitung

2025

Mio. Euro
Betriebsvergleich
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Die Überleitung beim Sachaufwand betrifft insbesondere außerordentliche 

Erhaltungsaufwendungen für Grundstücke und Gebäude in das neutrale Ergebnis.  

Bei den sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen die Umsetzungen in den neutralen 

Aufwand insbesondere eine Zustiftung an eine Stiftung, Rückstellungen für 

Altersteilzeitverträge sowie Abfindungszahlungen für die vorzeitige Beendigung von 

Arbeitsverträgen. 

Auf dieser Basis ist der Zinsüberschuss mit 16,4 Prozent deutlich stärker gestiegen als 

prognostiziert. Während sich der Zinsertrag nur leicht besser als erwartet zeigt, ist der 

Zinsaufwand deutlicher zurückgegangen. Die Zinserträge aus den Zinsabsicherungen stellen 

sich hingegen geringer als erwartet dar. Ursächlich für diese Entwicklungen waren die 

gegenüber der Erwartung dynamischeren Leitzinssenkungen der EZB und die daraus 

resultierenden Zinsanpassungen.  

Der Provisionsüberschuss konnte entgegen der Erwartung um 5,6 Prozent erneut gesteigert 

werden. Insbesondere die Erfolge aus dem Kunden-Wertpapiergeschäft wurden weiter 

ausgebaut.    

Die Verwaltungsaufwendungen (Personalaufwand, Sachaufwand, sonstiger ordentlicher 

Aufwand) haben sich mit einem Anstieg von 7,5 Prozent weitestgehend plangemäß entwickelt. 

Ursächlich sind ein Anstieg des Sachaufwands aufgrund von Einzahlungsverpflichtungen in das 

institutsbezogene Sicherungssysteme sowie weiteren diversen Aufwandssteigerungen sowie 

ein gestiegener Personalaufwand im Zuge von Tariflohnsteigerungen sowie einer höheren 

Mitarbeiteranzahl.  

Das gesamte Betriebsergebnis vor Bewertung stellt sich mit einem Wert von 1,11 Prozent der 

durchschnittlichen Bilanzsumme besser als der Planwert von 1,02 Prozent dar. Gegenüber dem 

Vorjahreswert von 0,94 Prozent ist das Ergebnis deutlich gestiegen. Auch in der absoluten 

Betrachtung wurde mit einem Betriebsergebnis vor Bewertung von 30,0 Mio. Euro ein deutlich 

höheres Ergebnis als im Vorjahr (24,6 Mio. Euro) erzielt.  

Die auf Basis der Betriebsvergleichswerte zur Unternehmenssteuerung eingesetzte Kennzahl 

Cost-Income-Ratio (Verhältnis von Aufwendungen und Erträgen) hat sich im Berichtsjahr von 

63,2 auf 60,1 Prozent verbessert. Der im Vorjahr prognostizierte Wert von 62,5 Prozent konnte 

unterschritten werden.   

Das Bewertungsergebnis in Höhe von 16,3 Mio. Euro ist maßgeblich durch die Zuführung zum 

Fonds für allgemeine Bankrisiken gem. § 340g HGB in Höhe von 14,8 Mio. Euro bestimmt.  

Innerhalb des Bewertungsergebnisses stellt sich gegenüber der Planung das 

Bewertungsergebnis im Wertpapiergeschäft im Zuge positiver Kapitalmarktentwicklungen 

erheblich besser als erwartet dar. Das Bewertungsergebnis im Kreditgeschäft lag in Folge einer 

deutlichen Zuführung zu den Pauschalwertberichtigungen spürbar über dem Planwert.  

Bei herausfordernden konjunkturellen Rahmenbedingungen und einem intensiven 

Wettbewerb kann die Sparkasse an ihre Prognose eines zufriedenstellendes Betriebsergebnis 

vor Bewertung anknüpfen und dieses sogar weiter verbessern. 

Einen wesentlichen Beitrag zu dieser Entwicklung hat der Anstieg des Zinsüberschusses 

eingenommen, der von einer Normalisierung der Zinsstrukturkurve profitiert hat. Der 

Provisionsüberschuss konnte zudem weiter ausgeweitet werden. Der Verwaltungsaufwand hat 

sich plangemäß entwickelt. Bei einem moderat negativen Bewertungsergebnis konnte der 
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Fonds für allgemeine Bankrisiken erneut deutlich gestärkt werden. Unter den gegebenen 

wirtschaftlichen Bedingungen beurteilt die Sparkasse die Ertragslage als günstig.  

Gesamtaussage zum Geschäftsverlauf und Lage 

Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Entwicklungen und eines intensiven Wettbewerbs 

kann die Geschäftsentwicklung als erfreulich beurteilt werden. Im Kreditgeschäft konnte 

sowohl eine Ausweitung der privaten als auch der gewerblichen Kreditbestände erzielt werden. 

Die Erfolge im Provisionsergebnis insbesondere im Kunden-Wertpapiergeschäft wurden 

weiter ausgebaut. Im Kundeneinlagengeschäft wurden planmäßige Mittelzuflüsse erzielt.  

Die Ertragslage erlaubt eine deutliche Stärkung des wirtschaftlichen Eigenkapitals. 
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Nachtragsbericht gemäß § 285 Nr. 33 HGB 

Die Nachtragsberichterstattung erfolgt gemäß § 285 Nr. 33 HGB im Anhang. 
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Risikobericht  

Risikomanagementsystem 

Zur Sicherstellung der langfristigen Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf Basis der 

eigenen Substanz und Ertragskraft setzt die Sparkasse ein Risikotragfähigkeitskonzept mit 

einer regelmäßigen Berechnung der Risikotragfähigkeit (ökonomische Perspektive) und 

einer Kapitalplanung (normative Perspektive) ein. Die Risikotragfähigkeit wird ergänzt um 

Stresstests, und es erfolgt eine prozessuale Verknüpfung mit den Strategien, der 

Risikoinventur und der Risikoberichterstattung. Dabei werden auch die Auswirkungen von 

ESG-Risiken berücksichtigt.  

In der Geschäftsstrategie werden die Ziele der Sparkasse für jede wesentliche 

Geschäftstätigkeit sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dargestellt. Die 

Risikostrategie umfasst die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten 

sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele. 

Ziel der Risikoinventur ist es, mindestens jährlich systematisch Risiken zu identifizieren, um 

deren Wesentlichkeit beurteilen zu können. Dabei werden auch die Auswirkungen von ESG-

Risiken auf die Risikoarten untersucht. Zudem werden regelmäßig quantitative und qualitative 

Analysen zur Bestimmung von Risiko- und Ertragskonzentrationen vorgenommen. Auf der 

Grundlage der zuletzt durchgeführten Risikoinventur wurden folgende Risiken in der 

ökonomischen Perspektive als wesentlich eingestuft: 

 

Darüber hinaus sind das Provisionsrisiko und das Kostenrisiko in der normativen Perspektive 

wesentlich.  

Für die frühzeitige Identifizierung von wesentlichen Risiken sowie von 

risikoartenübergreifenden Effekten wurden Indikatoren abgeleitet, die auf quantitativen oder 

qualitativen Merkmalen basieren. 

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive ist die 

Gewährleistung des Gläubigerschutzes. Die Sparkasse ermittelte zum 31. Dezember 2025 ein 

ökonomisches Risikodeckungspotenzial von 399,5 Mio. Euro. Das daraus abgeleitete 

Gesamtlimit von 235,0 Mio. Euro wurde auf die wesentlichen Risiken verteilt und so bemessen, 

dass eine angemessene Steuerung der Risiken ermöglicht wird. Die wesentlichen Risiken 

werden vierteljährlich ermittelt und den Limiten gegenübergestellt. Die bereitgestellten Limite 

Risikoart Risikokategorie

Kundengeschäft

Eigengeschäft

Zinsänderungsrisiko

Spreadrisiko

Aktienrisiko

Immobilienrisiko

Beteiligungsrisiko

Zahlungsunfähigkeitsrisiko

Refinanzierungskostenrisiko

Operationelles Risiko

Adressenrisiko

Marktpreisrisiko

Liquiditätsrisiko
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für die wesentlichen Risikoarten reichten sowohl unterjährig als auch zum Bilanzstichtag aus, 

um die wesentlichen Risiken abzudecken. 

Zur Berechnung des gesamtinstitutsbezogenen Risikos wurden für alle wesentlichen Risiken 

das Konfidenzniveau auf 99,9 Prozent und der Risikobetrachtungshorizont auf ein Jahr 

rollierend festgelegt. Die Sparkasse berücksichtigt innerhalb des Marktpreisrisikos zwischen 

den Risikofaktoren Zinsen, Spreads und Aktien risikomindernde Diversifikationseffekte. 

Das auf der Grundlage des Gesamtlimits eingerichtete Limitsystem stellt sich zum 31. 

Dezember 2025 wie folgt dar: 

 

Die zuständigen Bereiche steuern die Risiken im Rahmen der bestehenden organisatorischen 

Regelungen und der Limitvorgaben des Vorstands. 

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive ist die Fortführung 

der Sparkasse. Hierzu besteht ein zukunftsgerichteter Kapitalplanungsprozess bis zum Jahr 

2028. Um einen Kapitalbedarf rechtzeitig identifizieren zu können, wurden Annahmen über die 

künftige Ergebnisentwicklung für das Planszenario sowie für zwei adverses Szenario getroffen. 

In der normativen Perspektive sind alle regulatorischen und aufsichtlichen Anforderungen 

sowie die darauf basierenden internen Anforderungen zu berücksichtigen. Relevante 

Steuerungsgrößen sind die Kernkapitalanforderung, die Gesamtkapitalanforderung (SREP-

Gesamtkapitalanforderung, die kombinierte Pufferanforderung und die 

Eigenmittelempfehlung) sowie die Strukturanforderungen hinsichtlich des Kapitals, die 

Höchstverschuldungsgrenze und die Großkreditgrenze.  

Für den betrachteten Zeitraum von drei Jahren können die aufsichtlichen Anforderungen im 

Planszenario vollständig erfüllt werden. Gleiches gilt im Falle der Betrachtung adverser 

Entwicklungen, in dem jedoch nur die harten Mindestkapitalanforderungen zwingend 

einzuhalten sind.  

Risikoart Risikokategorie Limit

Mio. Euro Mio. Euro %

Kundengeschäft 28,0 18,5 66%

Eigengeschäft 13,0 9,5 73%

Zinsänderungsrisiko 58,0 50,1 86%

Spreadrisiko 33,0 23,3 71%

Aktienrisiko 12,5 9,4 75%

Immobilienrisiko 42,0 38,6 92%

Beteiligungsrisiko 8,5 6,5 76%

Operationelles Risiko 25,0 23,3 93%

Liquiditätsrisiko Refinanzierungskostenrisiko 15,0 11,4 76%

Risikotragfähigkeitlimit/Gesamtrisiko 235,0 190,6 81%

Anrechnung

Adressenrisiko

Marktpreisrisiko
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Die der Risikotragfähigkeit zu Grunde liegenden Annahmen sowie die Angemessenheit der 

Methoden und Verfahren werden jährlich überprüft und bei Bedarf angepasst (Validierung). 

Die Sparkasse setzt zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos derivative Finanzinstrumente in 

Form von Zinsswapgeschäften ein. Sie wurden in die verlustfreie Bewertung des Bankbuches 

einbezogen. 

Stresstests werden ergänzend zur Risikotragfähigkeitsrechnung durchgeführt. Ziel ist die 

Abbildung außergewöhnlicher, aber plausibel möglicher Ereignisse über Szenario- und 

Sensitivitätsanalysen. Als Ergebnis dieser Simulationen ist festzuhalten, dass auch in den 

Stresstests die Risikotragfähigkeit gegeben ist.  

Die turnusmäßige Risikoberichterstattung an den Vorstand umfasst den Gesamtrisiko-

bericht und ergänzende Berichte zu den wesentlichen Risikoarten. Die Berichte enthalten 

neben quantitativen Informationen auch eine qualitative Beurteilung zu wesentlichen 

Positionen und Risiken. Auf besondere Risiken für die Geschäftsentwicklung und dafür 

geplante Maßnahmen wird gesondert eingegangen. Der Verwaltungsrat wird vierteljährlich 

über die Risikosituation informiert. Neben der turnusmäßigen Berichterstattung ist auch 

geregelt, in welchen Fällen eine Ad-hoc-Berichterstattung zu erfolgen hat. 

Zur Sicherung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit von Steuerungs- und 

Überwachungssystemen (Interne Kontrollverfahren) zählen neben den eingerichteten 

Funktionstrennungen bei Zuständigkeiten und Arbeitsprozessen auch die Tätigkeiten der 

sogenannten Besonderen Funktionen (Risikocontrolling-Funktion, der Compliance-Funktion 

und der Internen Revision). 

Verfahren zur Aufnahme von Geschäftsaktivitäten in neuen Produkten oder auf neuen 

Märkten (Neu-Produkt-Prozess) sind festgelegt. Zur Einschätzung der Wesentlichkeit 

geplanter Veränderungen in der Aufbau- und Ablauforganisation sowie den IT-Systemen 

bestehen Definitionen und Regelungen. 

Strukturelle Darstellung der wesentlichen Risiken 

Adressenrisiko 

Unter dem Adressenrisiko wird ein Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position 

verstanden, der durch eine Bonitätsverschlechterung einschließlich des Ausfalls eines 

Schuldners bedingt ist. Dabei wird das Adressenrisiko in das Ausfall- sowie das 

Migrationsrisiko eines Schuldners unterteilt. 

Das Ausfallrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes, welcher aus einem drohenden bzw. 

vorliegenden Zahlungsausfall eines Schuldners entsteht. 

Das Migrationsrisiko bezeichnet die Gefahr eines Verlustes, der sich dadurch ergibt, dass sich 

die Bonitätseinstufung (Rating) des Schuldners verändert hat. 

Das Länderrisiko umfasst neben dem bonitätsinduzierten Länderrisiko auch das politische 

Risiko, z. B. aus einem Transferstopp. Das Länderrisiko im Sinne eines Ausfalls oder einer 

Bonitätsveränderung eines Schuldners ist Teil des Adressenrisikos im Kunden- und 

Eigengeschäft. Der Schuldner kann ein ausländischer öffentlicher Haushalt oder ein sonstiger 

Schuldner sein, der seinen Sitz im Ausland und somit in einem anderen Rechtsraum hat. 

Der Value-at-Risk wird in der ökonomischen Perspektive über eine Monte-Carlo-Simulation in 

der Anwendung Credit Portfolio View (CPV) ermittelt. Dabei wird die Wertentwicklung der 
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einzelnen Geschäfte in einem jeweils spezifischen ökonomischen Umfeld simuliert. Zur 

Bewertung werden neben den Portfoliodaten der Sparkasse Risikoparameter (z. B. 

Ausfallzeitreihen, Korrelationen, Migrations- und Shiftmatrizen, Verwertungs-, 

Neubewertungs- und Einbringungsquoten) verwendet, die aus historischen Daten aller 

Sparkassen ermittelt wurden. Die Risikomessung von Kunden- und Eigengeschäft erfolgt 

getrennt. 

Adressenrisiko Kundengeschäft 

Das Adressenrisiko im Kundengeschäft umfasst einerseits die Gefahr eines Verlustes durch 

einen drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines originären Kredites sowie von 

Eventualverbindlichkeiten wie beispielsweise Avale (Ausfallrisiko). Andererseits umfasst es 

auch die Gefahr, dass Sicherheiten teilweise oder ganz an Wert verlieren und deshalb zur 

Absicherung der Kredite nicht ausreichen oder überhaupt nicht beitragen können 

(Sicherheitenverwertungs- und -einbringungsrisiko).  

Teil des Adressenrisikos im Kundengeschäft ist auch die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die 

Bonitätseinstufung (Ratingklasse) des Kreditnehmers ändert und damit ein möglicherweise 

höherer Spread gegenüber der risikolosen Zinskurve berücksichtigt werden muss 

(Migrationsrisiko). 

Die Steuerung des Adressenrisikos im Kundengeschäft erfolgt entsprechend der festgelegten 

Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der 

Branchen, der gestellten Sicherheiten sowie des Risikos der Engagements. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Trennung zwischen Markt (1. Votum) und Marktfolge (2. Votum) bis in die Geschäfts-

verteilung des Vorstands 

• regelmäßige Bonitätsbeurteilung und Beurteilung der Kapitaldiensttragfähigkeit auf 

Basis aktueller Unterlagen 

• Einsatz standardisierter Risikoklassifizierungsverfahren (Rating- und Scoringver-

fahren) in Kombination mit bonitätsabhängiger Preisgestaltung und 

bonitätsabhängigen Kompetenzen 

• interne, bonitätsabhängige Richtwerte für Kreditobergrenzen, die unterhalb der 

Großkreditgrenzen des KWG liegen, dienen der Vermeidung von Risikokonzentrationen 

im Kundenkreditportfolio. Einzelfälle, die diese Obergrenze überschreiten, unterliegen 

einer verstärkten Beobachtung 

• regelmäßige Überprüfung von Sicherheiten 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens, das gewährleistet, dass bei Auftreten 

von signifikanten Bonitätsverschlechterungen frühzeitig risikobegrenzende 

Maßnahmen eingeleitet werden können 

• festgelegte Verfahren zur Überleitung von Kreditengagements in die 

Intensivbetreuung oder Sanierungsbetreuung 

• Berechnung des Adressenrisikos für die ökonomische Perspektive mit dem 

Kreditrisikomodell „Credit Portfolio View“ 

• Berechnung des Adressenrisikos für die normative Perspektive mit der IT-Anwendung 

GBS 

• Kreditportfolioüberwachung auf Gesamthausebene mittels regelmäßigem Reporting 

Zum 31. Dezember 2025 wurden etwa 52 Prozent der zum Jahresende ausgelegten 

Kreditmittel an Unternehmen und wirtschaftlich selbständige Privatpersonen vergeben, 43 
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Prozent an wirtschaftlich unselbständige und sonstige Privatpersonen und 5 Prozent an 

öffentliche Haushalte.  

Die regionale Wirtschaftsstruktur spiegelt sich auch im Kreditgeschäft der Sparkasse wider. 

Schwerpunkte bilden mit 11 Prozent die Ausleihungen an die Branche Grundstücks- und 

Wohnungswesen und mit 8 Prozent die Ausleihungen an das verarbeitende Gewerbe. Darüber 

hinaus entfallen 6 Prozent auf die Ausleihungen an die Branche Beratung/Planung/Sicherheit. 

Die Größenklassenstruktur zeigt insgesamt eine breite Streuung des Ausleihgeschäfts. Zum 

31. Dezember 2025 entfallen 56 Prozent des Kreditgeschäftes auf Kreditengagements mit 

einem Kreditvolumen von weniger als 0,75 Mio. Euro. Die Kreditengagements mit einem 

Kreditvolumen von 5 Mio. Euro und mehr betragen 19 Prozent.  

Die Kreditrisikostrategie ist ausgerichtet auf Kreditnehmer mit guten Bonitäten bzw. 

geringeren Ausfallwahrscheinlichkeiten. Dies wird durch die Neugeschäftsplanung 

unterstützt. Zum 31. Dezember 2025 entfallen vom gesamten Bruttokundenkreditvolumen 

94 Prozent auf Kredite ohne erkennbare besondere Risiken (Ausfallwahrscheinlichkeiten < 4 

Prozent). Die Anteile der Kredite mit erhöhten Risiken (Ausfallwahrscheinlichkeiten > 4 

Prozent) betragen 4 Prozent und mit Ausfallrisiken 2 Prozent. 

Risikokonzentrationen bestehen im ungedeckten Kreditportfolio in der Branche Grundstücks- 

und Wohnungswesen. Aufgrund der breiten Streuung sowohl hinsichtlich der Nutzungsarten 

als auch der einzelnen Objekte wird ein erhöhter Anteil in der Branche Grundstücks- und 

Wohnungswesen akzeptiert.  

Insgesamt ist die Sparkasse der Auffassung, dass das Kreditportfolio sowohl nach Branchen 

und Größenklassen als auch nach Ratingklassen gut diversifiziert ist. 

Risikovorsorgemaßnahmen sind für alle Engagements vorgesehen, bei denen nach 

umfassender Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditnehmer davon 

ausgegangen werden kann, dass es voraussichtlich nicht mehr möglich sein wird, alle fälligen 

Zins- und Tilgungszahlungen gemäß den vertraglich vereinbarten Kreditbedingungen zu 

vereinnahmen. Bei der Bemessung der Risikovorsorgemaßnahmen werden die 

voraussichtlichen Realisationswerte der gestellten Sicherheiten berücksichtigt. Für latente 

Risiken im Forderungsbestand wurden Pauschalwertberichtigungen gebildet. Der Vorstand 

wird vierteljährlich über die Entwicklung der Strukturmerkmale des Kreditportfolios, die 

Einhaltung der Limite und die Entwicklung der notwendigen Vorsorgemaßnahmen für 

Einzelrisiken schriftlich unterrichtet. Eine Ad-hoc-Berichterstattung ergänzt bei Bedarf das 

standardisierte Verfahren. 

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Bestand an Risikovorsorge (EWB, Rückstellungen und 

PWB) von 14,7 Mio. Euro um 2,5 Mio. Euro auf 17,2 Mio. Euro erhöht. Maßgeblichen Einfluss 

hatte die Veränderung des Bestandes an Einzelwertberichtigungen (EWB). Die Zuführungs-

notwendigkeiten übertrafen die Auflösungen nicht benötigter EWB sowie die Abschreibungen 

zu Lasten EWB per Saldo um 1,7 Mio. Euro. Daneben sind die Pauschalwertberichtigungen 

(PWB) um 1,0 Mio. Euro angestiegen. Diese wurden weiterhin  nach dem erwarteten Verlust, 

der sich über einen Betrachtungszeitraum von 12 Monaten ergibt, gem. IDW RS BFA 7 

ermittelt. Die Rückstellungen sowie deren Veränderungen um 0,2 Mio. Euro sind von 

untergeordneter Bedeutung.  
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Adressenrisiko Eigengeschäft 

Das Adressenrisiko im Eigengeschäft umfasst die Gefahr eines Verlustes, der aus einem 

drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Emittenten oder eines Kontrahenten 

(Ausfallrisiko) resultieren kann.  

Ebenso besteht die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die Bonitätseinstufung (Rating) des 

Schuldners ändert und damit ein möglicherweise höherer Spread gegenüber der risikolosen 

Zinskurve berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko). Dabei unterteilt sich das 

Kontrahentenrisiko in ein Wiedereindeckungs-, ein Vorleistungs- und ein Erfüllungsrisiko.  

Zudem gibt es im Eigengeschäft das Risiko, dass die tatsächlichen Restwerte der Emissionen 

bei Ausfall von den prognostizierten Werten abweichen.  

Die Steuerung des Adressenrisikos des Eigengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 

Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Wertpapierarten, der Bonitäten, der Länder 

sowie des Risikos der Engagements. Die Anlagerichtlinien der Spezialfonds operationalisieren 

bzw. ergänzen die strategischen Vorgaben hinsichtlich Anlageuniversum, Größenklassen und 

Bonitäten. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Festlegung von risikoorientierten Limiten und Volumenslimiten je Partner (Emittenten- 

und Kontrahentenlimite)  

• Übergeordnete Volumenslimite im Fall von Überschneidungen von 

Adressenausfallrisiken des Eigen- und des Kundengeschäftes 

• Regelmäßige Bonitätsbeurteilung der Vertragspartner anhand von externen Rating-

einstufungen sowie eigenen Analysen 

• Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

• Berechnung des Adressenrisikos für die ökonomische Perspektive mit dem 

Kreditrisikomodell „Credit Portfolio View" 

• Berechnung des Adressenrisikos für die normative Perspektive mit der IT-Anwendung 

GBS 

Die Eigengeschäfte umfassen zum Bilanzstichtag:  

 

Zum 31. Dezember 2025 weisen 79 Prozent der Eigenanlagen ein Rating im Bereich des 

Investment Grades auf. Der Anteil der Non-Investment-Grade-Anlagen beträgt 1 Prozent. Für 

20 Prozent der Anteile der Eigenanlagen liegt kein Rating vor. Hierbei handelt es sich 

insbesondere um Anlagen im Immobilien-Spezialfonds, bei denen das Marktpreisrisiko im 

Vordergrund steht. 

x

2025 2024

Mio. Euro Mio. Euro

Schuldscheindarlehen an Kreditinstitute 69,4 77,3

Anleihen und Schuldverschreibungen 429,4 374,7

Wertpapier-Spezialfonds 313,7 301,6

Sonstige Investmentfonds 0,7 0,7

813,2 754,3
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Marktpreisrisiko 

Das Marktpreisrisiko wird definiert als Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen 

Position, welcher sich aus der Veränderung von Risikofaktoren ergibt. 

Die Steuerung des Marktpreisrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie unter 

besonderer Berücksichtigung der festgelegten Limite und der vereinbarten Anlagerichtlinien 

für Spezialfonds. Der Anlageausschuss hat die Aufgabe, den Vorstand bei der Umsetzung der 

Strategie zu unterstützen.  

Marktpreisrisiko aus Zinsen (Zinsänderungsrisiko) 

Das Zinsänderungsrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 

außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung der risikolosen Zinskurve ergibt. 

In einer periodischen Sicht bzw. in der normativen Perspektive können sich Veränderungen im 

Zinsüberschuss, im Bewertungsergebnis Wertpapiere sowie einer Bildung bzw. Veränderung 

einer Drohverlustrückstellung im Rahmen der verlustfreien Bewertung des Bankbuchs gemäß 

IDW RS BFA 3 n. F. ergeben. Schwankungen im Zinskonditionsbeitrag sind in die Betrachtung 

des Zinsänderungsrisikos in der normativen Perspektive integriert. Bestandteile des 

Zinsänderungsrisikos sind das Fristentransformations- und das Basisrisiko. 

Das Fristentransformationsrisiko entsteht aus der Fristentransformation der Geschäfte und 

der Veränderung der Zinskurve. Bei der Veränderung kann es sich um eine parallele 

Verschiebung oder eine Drehung handeln, d. h. die Kurve wird flacher oder steiler. Die 

Veränderung kann sich auf die gesamte Kurve auswirken oder auf Teile davon.  

Das Basisrisiko entsteht, wenn sich die Zinssätze an den identischen (oder annähernd 

gleichen) Stützstellen unterschiedlicher Zinskurven (ggf. auch von Kurven in verschiedenen 

Währungen) unterschiedlich entwickeln. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis 

verschiedener Zinsszenarien mittels der von der SR entwickelten IT-Anwendung „MPR“ 

und „GBS“, Betrachtung des laufenden Geschäftsjahres und der drei Folgejahre bei der 

Bestimmung der Auswirkungen auf das handelsrechtliche Ergebnis 

• Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risks auf Basis des Varianz-

Kovarianz-Ansatzes mittels der von der SR entwickelten IT-Anwendung „MPR“ 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

• Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 

• Ermittlung der wertorientierten Perspektive (SOT EVE, Supervisory Outlier Test 

Economic Value of Equity) und ertragsorientierten Perspektive (SOT NII, Supervisory 

Outlier Test Net Interest Income) 

Im Rahmen der Gesamtbanksteuerung wurden zur Absicherung des Zinsänderungsrisikos 

auch derivative Finanzinstrumente in Form von Zinsswaps eingesetzt (vgl. Angaben im Anhang 

zum Jahresabschluss).  

Die Sparkasse berechnet in der wertorientierten Perspektive die aufsichtlichen sechs IRRBB-

Szenarien (Interest Rate Risk in the Banking Book). Die Barwertveränderungen zum 31.12.2025 

bewegen sich gemäß dem Meldebogen J01.00 Euro zwischen -44,7 Mio. Euro bzw. -17,5 

Prozent des Kernkapitals (+200 Basispunkte) und 24,7 Mio. Euro bzw. 9,7 Prozent des 

Kernkapitals (-200 Basispunkte).  
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In der ertragsorientierten Perspektive, in der der Nettozinsertrag aus den beiden 

Zinsschockszenarien von + bzw. – 200 Basispunkte mit einem Basisszenario gleichbleibender 

Zinsen verglichen wird, ergeben sich zum 31. Dezember 2025 Auswirkungen in Höhe von -4,1 

Mio. Euro bzw. -1,6 Prozent des Kernkapitals und -1,7 Mio. Euro bzw. -0,7 Prozent des 

Kernkapitals.   

Konzentrationen bestehen beim Zinsänderungsrisiko hinsichtlich der Laufzeitenstruktur im 

Cashflow-Profil der Sparkasse. Die Konzentration wird derzeit bewusst akzeptiert.  

Marktpreisrisiko aus Spreads (Spreadrisiko) 

Das Spreadrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 

außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Spreads 

(Marktkreditspread, Marktliquiditätsspread) bei gleichbleibendem Rating ergibt. Dabei wird 

unter einem Spread die Differenz zu einer risikolosen Zinskurve verstanden. Der Spread ist 

unabhängig von der zu Grunde liegenden Zinskurve zu sehen, d. h. ein Spread in einer anderen 

Währung wird analog einem Spread in Euro behandelt. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis 

verschiedener Spreadszenarien mittels der IT-Anwendung SimCorp Dimension („SCD“) 

und der Anwendung „GBS“ 

• Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risks auf Basis des Varianz-

Kovarianz-Ansatzes mittels der IT-Anwendung „MPR“ 

• Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 

• Begrenzung durch Anlagerichtlinien für die Spezialfonds hinsichtlich Anlage-

universum, Bonitäten und Restlaufzeiten 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

Konzentrationen bestehen beim Spreadrisiko hinsichtlich des Risikobeitrags der Anleihen 

und Schuldscheindarlehen von Kreditinstituten (Financials) mit einem Rating von A, der 

Unternehmensanleihen (Corporates) mit einem Rating von BBB sowie der Staatsanleihen mit 

einem AA-Rating. Die Risiken werden derzeit akzeptiert.  

Marktpreisrisiko aus Aktien (Aktienrisiko) 

Das Aktienrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 

außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Aktienkursen ergibt.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis 

verschiedener Szenarien mittels der Anwendung „GBS“ 

• Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-

Kovarianz-Ansatzes mittels der IT-Anwendung „MPR“ 

• Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 

• Begrenzung durch Anlagerichtlinien für die Spezialfonds hinsichtlich 

Anlageuniversum 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

Aktien werden in einem überschaubaren Umfang ausschließlich in den Spezialfonds gehalten. 
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Marktpreisrisiko aus Immobilien (Immobilienrisiko) 

Das Immobilienrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 

außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Marktwerten aus 

Immobilien ergibt. Immobilieninvestitionen umfassen sowohl Direktinvestitionen als auch 

indirekte Investitionen.  

Im Mittelpunkt stehen Risiken aus Immobilienfondspositionen. Immobilien im Eigenbestand 

werden in einem überschaubaren Umfang gehalten. 

Die Steuerung des Immobilienrisikos aus Fonds erfolgt insbesondere durch strategische 

Leitplanken für die regionale und sektorale Verteilung sowie ergänzende Vorgaben 

hinsichtlich Restlaufzeiten von Mietverträgen und Vermietungsquoten.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Periodische Ermittlung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis 

verschiedener Szenarien mittels der Anwendung „GBS“ 

• Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risks auf Basis des Varianz-

Kovarianz-Ansatzes mittels der IT-Anwendung „caballito“ 

• Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

Konzentrationen bestehen bei zwei Land-/Nutzungsartkombinationen. Unter dem Aspekt der 

breiten Streuung auf Objekte und Standorte innerhalb der betroffenen Nutzungsarten sowie 

der in den Einzelfonds beinhalteten Vielzahl an Objekten besteht kein weiterer 

Handlungsbedarf. 

Beteiligungsrisiko 

Das Risiko aus einer Beteiligung (Beteiligungsrisiko) umfasst die Gefahr eines Verlustes durch 

eine negative Wertänderung einer Beteiligung. In der normativen Perspektive besteht zudem 

das Risiko von geringer als erwarteten Erträgen (Ausschüttungen).  

Je nach Beteiligungsart unterscheidet man nach dem Risiko aus strategischen Beteiligungen, 

Funktionsbeteiligungen und Kapitalbeteiligungen. 

Die Steuerung des Beteiligungsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Rückgriff auf das Beteiligungscontrolling des Sparkassenverbandes Niedersachsen für 

die Verbundbeteiligungen 

• Ökonomische Perspektive: Expertenschätzung auf Basis einer Value-at-Risk-

Berechnung  

• Normative Perspektive: Ermittlung der GuV-Auswirkung auf Basis einer 

Szenarioanalyse  

• Regelmäßige Auswertung und Beurteilung der Jahresabschlüsse der 

Beteiligungsunternehmen 

• Regelmäßige qualitative Beurteilung der Unternehmensentwicklung, der 

strategischen Ausrichtung sowie der Marktstellung des jeweiligen 

Beteiligungsunternehmens 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 
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Wertansätze für Beteiligungsinstrumente: 

 

Liquiditätsrisiko 

Das Liquiditätsrisiko setzt sich allgemein aus dem Zahlungsunfähigkeits- und dem 

Refinanzierungskostenrisiko zusammen. Das Liquiditätsrisiko umfasst in beiden nachfolgend 

definierten Bestandteilen auch das Marktliquiditätsrisiko. Dieses ist das Risiko, dass aufgrund 

von Marktstörungen oder unzulänglicher Markttiefe Finanztitel an den Finanzmärkten nicht zu 

einem bestimmten Zeitpunkt und/oder nicht zu fairen Preisen gehandelt werden können.  

Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko stellt die Gefahr dar, Zahlungsverpflichtungen nicht in voller 

Höhe oder nicht fristgerecht nachzukommen. 

Das Refinanzierungskostenrisiko bildet die Gefahr ab, dass die Refinanzierungskosten über 

der in der Planung angesetzten Höhe liegen. Dies kann auf der Schwankung des 

institutseigenen Spreads sowie aus der unerwarteten Veränderung der 

Refinanzierungsstruktur beruhen.  

Das Refinanzierungskostenrisiko in der ökonomischen Perspektive basiert auf dem 

Liquiditätsbarwert und ergibt sich aus der negativen Veränderung des Liquiditätsbeitrages 

aufgrund von marktbedingten Spreadschwankungen. 

In der normativen Perspektive wird die GuV-Auswirkung des Refinanzierungskostenrisikos in 

Form höherer Zinsaufwendungen abgebildet. Aufgrund des Einflusses von Bilanzbeständen 

und der Zinsentwicklung wird das Refinanzierungskostenrisiko zusammen mit dem 

Zinsänderungsrisiko betrachtet. 

Die Steuerung des Liquiditätsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Regelmäßige Ermittlung, Überwachung und Prognose der LCR  

• Regelmäßige Ermittlung, Überwachung und Prognose der strukturellen 

Liquiditätsquote (Net Stable Funding Ratio, NSFR) 

• Regelmäßige Ermittlung der Survival Period und Festlegung einer Risikotoleranz 

• Diversifikation der Vermögens- und Kapitalstruktur 

• Regelmäßige Erstellung von Liquiditätsübersichten auf Basis einer hausinternen 

Liquiditätsplanung, in der die erwarteten Mittelzuflüsse den erwarteten Mittelabflüssen 

gegenübergestellt werden 

• Tägliche Disposition der laufenden Konten 

• Liquiditätsverbund mit Verbundpartnern der Sparkassenorganisation 

• Definition eines sich abzeichnenden Liquiditätsengpasses sowie eines Notfallplans 

• Erstellung einer Refinanzierungsplanung 

• Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risks auf Basis des Varianz-

2025

Mio. Euro

Verbundbeteiligungen 13,1

Funktionsbeteiligungen 9,7

Sonstige strategische Beteiligungen 1,9
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Kovarianz-Ansatzes mittels der von der SR entwickelten IT-Anwendung „RKR“ 

• Regelmäßige Überwachung der Fundingkonzentration zur Ermittlung und Begrenzung 

des Anteils einzelner Kontrahenten an der Gesamtrefinanzierung 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

Unplanmäßige Entwicklungen, wie z. B. vorzeitige Kündigungen sowie Zahlungsunfähigkeit 

von Geschäftspartnern, werden dadurch berücksichtigt, dass im Rahmen der Risiko- und 

Stressszenarien sowohl ein Abfluss von Kundeneinlagen als auch eine erhöhte 

Inanspruchnahme offener Kreditlinien simuliert werden.  

Die Survival Period der Sparkasse beträgt im kombinierten Stresstest zum Bilanzstichtag 

9 Monate. 

Konzentrationen bestehen bei dem Liquiditätsrisiko in dem hohen Bestand an täglich fälligen 

Kundeneinlagen als Refinanzierungsquelle. Zur Begrenzung der Risiken dieser Konzentration 

unterhält die Sparkasse Wertpapieranlagen als Liquiditätsreserven. Darüber hinaus werden 

regelmäßig Stresstests durchgeführt, um die Auswirkungen eines kurzfristigen 

Bestandsrückgangs der Sichteinlagen zu analysieren. Daneben besteht eine Konzentration im 

Rahmen der ökonomischen Perspektive innerhalb eines Laufzeitbandes des 

Refinanzierungskostenrisikos. Diese wird derzeit akzeptiert.  

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im Geschäftsjahr jederzeit gegeben. 

Operationelles Risiko 

Das operationelle Risiko bedeutet die Gefahr eines Verlustes durch Schäden, die in Folge der 

Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Mitarbeitenden, interner 

Infrastruktur oder in Folge externer Einflüsse eintreten können.  

Die Steuerung der operationellen Risiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

• Jährliche Schätzung von operationellen Risiken auf Basis der szenariobezogenen 

Schätzung von risikorelevanten Verlustpotenzialen aus der IT-Anwendung „OpRisk-

Szenarien“ 

• Systematische Sammlung und Analyse eingetretener Schadensfälle in einer 

Schadensfalldatenbank 

• Periodische Steuerung und normative Perspektive: Abbildung im Plan- und adversen 

Szenario auf Basis verschiedener Szenarien 

• Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risks auf Basis IT-Anwendung 

„OpRisk-Schätzverfahren“ 

• Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens 

• Erstellung von Notfallplänen, insbesondere im Bereich der IT 

• Einsatz eines Informationssicherheitsmanagements 

• Risikoanalysen der Dienstleistersteuerer 

• Analyse von Kundenbeschwerden 

• Abschluss von Versicherungen 

Bei den operationellen Risiken bestehen Risikokonzentrationen aus der Auslagerung der 

technischen Abwicklung des Rechnungswesens (Datenverarbeitung) zur Finanz Informatik, der 

Auslagerung der technischen Abwicklung des Wertpapierdienstleistungs- und 

Depotgeschäftes auf die dwpbank sowie der diversen Auslagerungen auf die Sparkassen 
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Rating- und Risikosysteme GmbH. Die Einstufungen begründen sich mit Abhängigkeiten und 

Alleinstellungsmerkmalen dieser Unternehmen. Die Konzentrationen werden bewusst 

eingegangen. Im Rahmen der Dienstleistersteuerung erfolgt eine regelmäßige 

Leistungsbeurteilung. 

Gesamtbeurteilung der Risikolage 

Die Sparkasse Hameln-Weserbergland verfügt über ein dem Umfang der Geschäftstätigkeit 

entsprechendes System zur Steuerung, Überwachung und Kontrolle der vorhandenen Risiken 

gemäß § 25a KWG. Durch das Risikomanagement und -controlling der Sparkasse können 

frühzeitig die wesentlichen Risiken identifiziert und gesteuert sowie Informationen an die 

zuständigen Entscheidungsträger weitergeleitet werden.  

Im Jahr 2025 bewegten sich die Risiken jederzeit innerhalb der vom Vorstand vorgegebenen 

Limite. Das Risikotragfähigkeitslimit (ökonomische Perspektive) war zum Bilanzstichtag mit 81 

Prozent ausgelastet. Die Mindestanforderungen an die Einhaltung aufsichtlicher Kenngrößen 

der normativen Perspektive der Risikotragfähigkeit wurden sowohl im Planszenario als auch 

unter der Berücksichtigung adverser Entwicklungen vollständig erfüllt. Demnach war die 

Risikotragfähigkeit jederzeit gegeben. Die durchgeführten Stresstests zeigen, dass auch 

außergewöhnliche Ereignisse durch das vorhandene Risikodeckungspotenzial abgedeckt 

werden können. 

Bestandsgefährdende Risiken sind nicht erkennbar.  

Derzeit beurteilt die Sparkasse ihre Risikolage als ausgewogen. 

Allerdings können sich aus dem Nahost-Konflikt Auswirkungen auf die Risikolage der 

Sparkasse ergeben. 
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Chancen- und Prognosebericht  

Chancenbericht 

Als Chancen werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse gesehen, die zu einer für die 

Sparkasse positiven Prognose- bzw. Zielabweichung führen können. 

Mit dem sich eingestellten höheren Zinsniveau ergeben sich grundsätzlich Chancen für die 

Sparkasse im Sinne eines Anstiegs des Zinsüberschusses in Folge steigender Zinserträge und 

steigender Margenbeiträge aus dem Kundeneinlagengeschäft. Von Bedeutung ist dabei 

insbesondere die Steilheit der Zinsstrukturkurve. Weitere Chancen im nicht beeinflussbaren 

Unternehmensumfeld können sich aus einer besser als erwartet verlaufenden 

Konjunkturentwicklung und einer steigenden Investitionsbereitschaft ergeben. Diese würden 

zu einer stärkeren Kreditnachfrage insbesondere der gewerblichen Kunden und einem Anstieg 

des Zinsüberschusses führen.  

Chancen liegen für die Sparkasse Hameln-Weserbergland weiterhin in den stetig weiter 

entwickelten Strukturen, Konzepten und Qualifikationen der Mitarbeitenden und den damit 

verbundenen steigenden Vertriebserfolgen und Produktivitätssteigerungen. Aus der 

Digitalisierung erwachsen für die Sparkasse sowohl Chancen als auch Risiken. Chancen 

ergeben sich dabei sowohl in Bezug auf Kundennähe und Kundenbindung auf digitalen 

Kanälen in Verbindung mit dem Angebot moderner Produkte und Services als auch in Bezug 

auf den Produktivitätsfortschritt. Den Risiken soll durch eine schnelle Anpassungsfähigkeit an 

die dynamischen Veränderungen begegnet werden. 

Prognosebericht 

Rahmenbedingungen 

Die nachfolgenden Einschätzungen haben Prognosecharakter. Sie stellen die Einschätzungen 

der wahrscheinlichsten künftigen Entwicklung auf Basis der zum Zeitpunkt der Erstellung des 

Lageberichts zur Verfügung stehenden Informationen dar. Da Prognosen mit Unsicherheit 

behaftet sind bzw. sich durch die Veränderungen der zugrundeliegenden Annahmen als 

unzutreffend erweisen können, ist es möglich, dass die tatsächlichen künftigen Ergebnisse 

gegebenenfalls deutlich von den zum Zeitpunkt der Erstellung des Lageberichts getroffenen 

Erwartungen über die voraussichtlichen Entwicklungen abweichen. 

Der Prognosezeitraum umfasst das auf den Bilanzstichtag folgende Geschäftsjahr. 

Als Risiken im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse 

gesehen, die zu einer für die Sparkasse negativen Prognose- bzw. Zielabweichung führen 

können. 

Die Sparkasse hat im Herbst 2025 eine Einschätzung zu den volkswirtschaftlichen 

Entwicklungen für das Jahr 2026 getroffen und sich dabei an externen Analysen und 

Prognosen orientiert. Auf dieser Basis wird für die konjunkturelle Entwicklung ein moderates 

weltwirtschaftliches Wachstum erwartet. Das deutsche Bruttoinlandsprodukt wird mit einem 

leichten Wachstum von 0,8 Prozent für das Jahr 2026 prognostiziert. Diese Annahme wird 

insbesondere mit den hohen Ausgaben für Verteidigung und Infrastruktur begründet. Höhere 

Unsicherheiten für die Konjunktur und die Marktentwicklungen dürften durch potenzielle 

Handelskonflikte, steigende Staatsverschuldungen und geopolitische Ereignisse weiterhin 

fortbestehen. Für die Marktzinsen wird eine Seitwärtsentwicklung mit konstanten EZB-
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Leitzinsen von 2,0 Prozent und mit im Wesentlichen unveränderten mittel- und langfristigen 

Zinsen erwartet. Insofern sollte eine leicht steigende Zinsstrukturkurve fortbestehen. 

Die Folgen aus der derzeitigen Situation in Nahost dürften sich voraussichtlich dämpfend 

auswirken und lassen sich gegenwärtig noch nicht abschließend beurteilen. 

Vor diesem Hintergrund sind Abweichungen in der Geschäftsplanung, insbesondere bei den 

geplanten Kreditausfällen und den Bewertungsergebnissen im Bereich der Eigenanlagen, 

nicht auszuschließen. 

Geschäftsentwicklung 

Die derzeitigen strukturellen Herausforderungen der deutschen Wirtschaft dürften sich auch 

weiterhin auf die Geschäftsaktivitäten auswirken und das Wachstumspotenzial begrenzen. 

Dem entgegen stehen nunmehr die grundsätzlich positiven Auswirkungen eines wieder 

gesunkenen Zinsniveaus, die fiskalischen Impulse sowie die vergleichbar stabile Entwicklung 

in der Region. Darüber hinaus beeinflussen der hohe Wettbewerb, anspruchsvollere 

Kundenbedürfnisse und die rasch fortschreitende technologische Entwicklung die 

Geschäftsentwicklung. Margen und Preise im Dienstleistungsgeschäft werden weiter unter 

Druck bleiben.  

Die Sparkasse Hameln-Weserbergland erwartet im Jahresverlauf 2026 eine mit 1,9 Prozent 

leicht steigende Bilanzsumme.  

Anknüpfend an die positive Entwicklung im Jahr 2025 und unter Berücksichtigung der 

aktuellen Rahmenbedingungen wird sowohl ein Anstieg der privaten als auch der gewerblichen 

Kreditbestände erwartet. Das Wachstum der gewerblichen Kreditentwicklung dürfte dabei 

auch von Einzelgeschäften abhängig sein. Insgesamt hat die Sparkasse eine 

Wachstumserwartung an das Kundenkreditvolumen von 3,6 Prozent. Für den bedeutsamen 

finanziellen Leistungsindikator Wachstum Kreditgeschäft wird ein Anstieg von 62,1 Mio. Euro 

bzw. 3,6 Prozent geplant.   

Im Einlagengeschäft ergibt die Planung eine vergleichsweise moderate Wachstumsrate von 1,8 

Prozent. Im Kunden-Wertpapiergeschäft werden Netto-Zuflüsse auf dem Niveau des Jahres 

2025 geplant. Für den bedeutsamen finanziellen Leistungsindikator Wachstum 

Geldvermögensbildung wird - als Summe des Wachstums von Einlagen und Kunden-

Wertpapiergeschäft - ein Anstieg von insgesamt 90,5 Mio. Euro bzw. 2,7 Prozent erwartet.  

Finanzlage 

Aufgrund der vorausschauenden Finanzplanung geht die Sparkasse davon aus, dass auch im 

Prognosezeitraum die Zahlungsfähigkeit gewährleistet ist und die bankaufsichtlichen 

Anforderungen eingehalten werden können. 

Ertrags- und Vermögenslage 

Die Erläuterungen zur Ertragslage basieren auf dem „Betriebsvergleich“ der 

Sparkassenorganisation. Hierbei erfolgt eine Aufspaltung der für 2026 erwarteten Gewinn- und 

Verlustrechnung.  

Das erreichte Zinsniveau sowie die Zinsstrukturkurve werden auch im Jahr 2026 den 

Zinsüberschuss beeinflussen. Die Verbesserung des Zinsertrags dürfte sich dabei im Zuge von 

Neugeschäften und Wiederanlagen weiter fortsetzen. Für den Zinsaufwand wird nochmal ein 
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moderater Rückgang erwartet. Insgesamt wird ein Anstieg des Zinsüberschusses von 8,1 

Prozent erwartet.    

Für die Provisionserträge wird in Folge der unerwartet starken Entwicklung im Jahr 2025 ein 

konstantes Niveau erwartet. Für den bedeutenden finanziellen Leistungsindikator Wachstum 

Dienstleistungserträge wird ein Anstieg von 9,5 Mio. Euro auf 10,0 Mio. Euro geplant. Der 

Provisionsaufwand wird mit einer Seitwärtsentwicklung prognostiziert.   

Aufgrund der erwarteten Tariflohnsteigerung und der leicht steigenden Mitarbeiteranzahl wird 

ein steigender Personalaufwand erwartet. Im Sachaufwand wird ein weiterer Anstieg aus 

unterschiedlichen Gründen geplant; zu nennen sind steigende Erhaltungsaufwendungen für 

Gebäude, steigende Aufwendungen für das Rechenzentrum sowie Aufwendungen für die 

Durchführung von Projekten. Insgesamt ergibt die Planung des ordentlichen Aufwands einen 

Anstieg um 6,1 Prozent.  

Für das laufende Geschäftsjahr wird für das Betriebsergebnis vor Bewertung ein Anstieg auf 

31,7 Mio. Euro prognostiziert. Dieses entspricht einem Wert von 1,15 Prozent der 

durchschnittlichen Bilanzsumme. Für die Cost-Income-Ratio wird ein gleichbleibendes Niveau 

von 60,1 Prozent erwartet.  

Das Bewertungsergebnis im Kreditgeschäft wird auf Basis der statistischen 

Ausfallwahrscheinlichkeiten des Kreditportfolios und damit ein weitestgehend konstanter 

Wert geplant.  

Im Bewertungsergebnis Wertpapiergeschäft sind letztmalig nennenswerte Aufholeffekte aus 

den zinsbedingten Bewertungserfordernissen des Jahres 2022 in Form von Zuschreibungen 

und Fälligkeitsgewinnen zu erwarten. Insofern wird, unter Berücksichtigung der 

Zinserwartung, ein moderat positives Bewertungsergebnis erheblich unter dem Niveau des 

Jahres 2025 erwartet.    

Für die in der Geschäftsstrategie verankerte Gesamtkapitalquote wird eine leichte Erhöhung 

von 15,2 Prozent auf 15,6 Prozent zum 31. Dezember 2026 prognostiziert. Die Kapitalquote 

überschreitet weiterhin die aufsichtsrechtlichen Mindestwerte im von der Sparkasse als 

erforderlich betrachteten Maße.  

Belastungen der künftigen Entwicklung können insbesondere durch steigende Ausfallrisiken 

in Folge einer sich verschärfenden schwachen Konjunktur und weiterer negativer 

Folgewirkungen entstehen. Daneben sind Zinsänderungsrisiken aus ungeplanten 

Zinsveränderungen, die sich sowohl auf Bewertungserfordernisse als auch auf Entwicklungen 

des Zinsüberschusses niederschlagen können, sowie Risiken aus Preiskorrekturen an den 

Immobilienmärkten, die negative Effekte auf die Bewertungsergebnisse haben könnten, zu 

nennen. Die Sparkasse beobachtet die Entwicklung und wird, sofern erforderlich, 

entsprechende Maßnahmen einleiten. 

Gesamtaussage  

Bei der prognostizierten Entwicklung der Ertragslage sollte eine weitere Stärkung der 
Eigenmittel gesichert sein.  

Die Perspektiven für das Geschäftsjahr 2026 beurteilt die Sparkasse Hameln-Weserbergland 

unter Berücksichtigung der erwarteten Entwicklung der Rahmenbedingungen und der 

bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren zusammengefasst als zufriedenstellend.   
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Die Finanzplanung der Sparkasse zeigt, dass auch im Prognosezeitraum die 

Risikotragfähigkeit und die Einhaltung aller bankaufsichtsrechtlichen Kennziffern durchgängig 

gewährleistet sind.  

Die Auswirkungen aus der derzeitigen Situation in Nahost lassen sich gegenwärtig noch nicht 

abschließend beurteilen und können zu einer abweichenden Einschätzung führen.  
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Jahresabschluss  
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Jahresbilanz 
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Gewinn- und Verlustrechnung 
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Anhang 

Allgemeine Angaben 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) 
und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute, Finanzdienstleistungs-
institute und Wertpapierinstitute (RechKredV) aufgestellt.  

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung richtet sich nach den 
vorgeschriebenen Formblättern. 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden entspricht den allgemeinen 
Bewertungsvorschriften der §§ 252 ff. HGB unter Berücksichtigung der für die Kreditinstitute 
geltenden Sonderregelungen (§§ 340 ff. HGB). 

1. Aktiva 

Die Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden (einschließlich Schuldscheindarlehen) 
wurden mit ihrem Nennwert angesetzt, der Unterschiedsbetrag zwischen dem Nennwert und 
dem niedrigeren Auszahlungsbetrag wurde unter den Rechnungsabgrenzungsposten der 
Passivseite aufgenommen. Er wird grundsätzlich laufzeit- und kapitalanteilig aufgelöst, im 
Falle von Festzinsvereinbarungen erfolgt die Verteilung auf die Dauer der Festzinsbindung. 
Abweichend hiervon werden Disagien, Bearbeitungsgebühren und ähnliche Beträge im 
Zusammenhang mit sog. Weiterleitungsmitteln angesichts der jeweiligen Betragskongruenz 
zwischen den aktivischen und passivischen Unterschiedsbeträgen im Jahr ihres Anfalls 
vollständig erfolgswirksam erfasst. 

Erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wird im Rahmen der turnusmäßigen bzw. 
anlassbezogenen Kreditüberwachung durch Bildung von Einzelwertberichtigungen und 
Rückstellungen Rechnung getragen. Die Höhe der Einzelwertberichtigung bemisst sich 
regelmäßig nach dem Unterschiedsbetrag zwischen der ausfallgefährdeten Kreditforderung 
und dem erwarteten Realisationswert der gestellten Kreditsicherheit. 

Den latenten Ausfallrisiken wird durch eine pauschale Risikovorsorge in Form von 
Wertberichtigungen und Rückstellungen Rechnung getragen, die auf Basis der Stellungnahme 
IDW RS BFA 7 bewertet wurde. 

Dabei wurde mit der in der internen Risikosteuerung eingesetzten Anwendung 
CreditPortfolioView (CPV) für das vorgenannte Kreditportfolio der erwartete Verlust für einen 
12-Monatszeitraum ohne Anrechnung einer Bonitätsprämie berechnet. Der erwartete Verlust 
wurde mit Hilfe eines Kreditrisikomodells mit den auf Basis der eingesetzten 
Risikoklassifizierungsverfahren bestimmten statistischen Ausfallwahrscheinlichkeiten 
ermittelt. 

Grundlage dieser Berechnung waren insbesondere die mit dem Ratingverfahren auf Grundlage 
der Vergangenheit ermittelten Ausfallwahrscheinlichkeiten der Kreditnehmer für einen 12-
Monatszeitraum und die im Rahmen der Kreditprozesse bewerteten Sicherheiten. Adressen, 
die im Rahmen der internen Risikosteuerung im Hinblick auf einen Ausfall als risikolos 
betrachtet werden, wurden auch für die handelsbilanzielle Betrachtung ausgeschlossen. 

Die im Rahmen der Berechnung der Pauschalwertberichtigung verwendeten Parameter 
spiegeln nach Einschätzung der Sparkasse die Risikosituation zum Abschlussstichtag 
ausreichend wider. 
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Als Voraussetzung für die Anwendung der Bewertungsvereinfachung wurde im Rahmen der 
Kreditvergabepraxis sichergestellt, dass die Konditionenvereinbarung bei Kreditausreichung 
unter Berücksichtigung einer risikoadäquaten Bonitätsprämie erfolgt, deren Höhe sich an dem 
erwarteten Verlust über die Restlaufzeit orientiert. Eine Überprüfung dieser 
Ausgeglichenheitsvermutung zum Bilanzstichtag ist erfolgt. Hierbei ist auch im Rahmen eines 
Stichtagsvergleichs die Entwicklung des mit CreditPortfolioView für die Restlaufzeit 
berechneten erwarteten Verlusts des Portfolios (sog. Liftime Expected Loss) analysiert worden. 
Die Grundlagen entsprechen im Wesentlichen der Ermittlung des erwarteten Verlusts für einen 
12-Monatszeitraum. Danach kann die Ausgeglichenheit weiter angenommen werden. 

Der Ausweis der Pauschalwertberichtigung erfolgt als Risikovorsorge zu den Forderungen an 
Kunden (Aktivposten 4). Die für Eventualverbindlichkeiten sowie unwiderrufliche 
Kreditzusagen ermittelten Pauschalwertberichtigungen werden an den Unterstrichposten 
abgesetzt und als Risikovorsorge bzw. pauschale Rückstellung in den anderen Rückstellungen 
(Passivposten 7c) ausgewiesen. Für widerrufliche Kreditzusagen erfolgt allein der Ausweis als 
Risikovorsorge bzw. pauschale Rückstellung in den anderen Rückstellungen (Passivposten 7c). 

Für die besonderen Risiken des Geschäftszweigs der Kreditinstitute wurde Vorsorge getroffen.  

Der Anschaffungswert der Wertpapiere wird zum gewogenen Durchschnittswert ermittelt. Die 
Wertpapiere der Liquiditätsreserve werden nach dem strengen Niederstwertprinzip angesetzt. 

Zum Bilanzstichtag erfolgt die Bewertung mit den Anschaffungskosten bzw. den niedrigeren 
Börsenkursen oder den niedrigeren beizulegenden Zeitwerten.  

Bei den Wertpapieren des Anlagevermögens werden Abschreibungen nur im Zusammenhang 
mit voraussichtlich dauernden Wertminderungen vorgenommen. Wertaufholungen werden 

durch Zuschreibungen auf den höheren Kurswert, maximal aber bis zu den 
Anschaffungskosten, berücksichtigt.  

Für die Ermittlung des Bewertungskurses wurden die festverzinslichen Wertpapiere daraufhin 

untersucht, ob zum Bilanzstichtag ein aktiver Markt vorliegt. Für die Abgrenzung, ob ein aktiver 
Markt vorliegt, fanden die Kriterien Anwendung, die in der MiFiD II (Markets in Financial 

Instruments Directive - Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014) für die Abgrenzung eines liquiden von einem illiquiden Markt festgelegt wurden. 

Auf Basis der Abgrenzungskriterien liegen für die festverzinslichen Wertpapiere weit 
überwiegend nicht aktive Märkte vor. 

In den Fällen, in denen nicht von einem aktiven Markt ausgegangen wird (insgesamt 85,0 % 

des Nominalvolumens der festverzinslichen Wertpapiere), wurde die Bewertung anhand von 
Kursen des kursversorgenden Systems vorgenommen, denen unter Verwendung laufzeit- und 

risikoadäquater Zinssätze ein Discounted-Cashflow-Modell zugrunde liegt. 

Die Anteile an Investmentfonds wurden zum investmentrechtlichen Rücknahmepreis 
angesetzt. 

Die Sparkasse ordnet bei Wertpapierleihegeschäften das wirtschaftliche Eigentum dem 
Verleiher zu. Dies hat zur Folge, dass verliehene Wertpapiere in der Bilanz der Sparkasse 
verbleiben und nach den Bewertungsregeln des jeweiligen Wertpapierkategorie bewertet 
werden. 

Die Beteiligungen und Anteile an verbundene Unternehmen sind zu Anschaffungskosten 
bzw. im Falle vorübergehender sowie dauernder Wertminderungen zum niedrigeren 
beizulegenden Zeitwert angesetzt. Die Beteiligungsbewertung erfolgt grundsätzlich nach dem 
Ertragswertverfahren. Andere Bewertungsmethoden kommen dann zum Einsatz, wenn die Art 
beziehungsweise der betragliche Umfang der Beteiligung dies rechtfertigen. 

Das Sachanlagevermögen und die immateriellen Anlagewerte werden mit ihren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen nach 
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Maßgabe der voraussichtlichen Nutzungsdauer, angesetzt.  

Vermögensgegenstände von geringem Wert (Anschaffungskosten bis 250 EUR) werden sofort 
als Sachaufwand erfasst; bei Anschaffungswerten bis zu 1.000 EUR (ohne Mehrwertsteuer) – 
bzw. bei Software bis zu 800 EUR – im Einzelfall erfolgt analog zur steuerlichen Regelung des 
§ 6 Abs. 2a EStG die Einstellung in einen Sammelposten, der linear mit je einem Fünftel jährlich 
abgeschrieben wird. 

Die sonstigen Vermögensgegenstände, die nicht dazu bestimmt sind, dauernd dem 
Geschäftsbetrieb zu dienen, werden nach den für das Umlaufvermögen geltenden Vorschriften 
bewertet. Die hier ausgewiesenen Finanzanlagen werden ebenfalls nach dem strengen 
Niederstwertprinzip zu Anschaffungskosten oder zum niedrigeren Wert am Bilanzstichtag 
bewertet. 

2. Passiva 

Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. Der Unterschiedsbetrag 
zwischen Erfüllungs- und Ausgabebetrag wird unter den Rechnungsabgrenzungsposten 
ausgewiesen. 

Die Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt; sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und 
ungewissen Verpflichtungen. Beträgt die Zeitspanne bis zum erwarteten Erfüllungszeitpunkt 
mehr als ein Jahr, erfolgt eine Abzinsung mit einem laufzeitadäquaten Zinssatz gemäß 
Rückstellungsabzinsungsverordnung (RückAbzinsV). Die Erfolge aus der Auf- und Abzinsung 
von Rückstellungen werden im Zinsergebnis ausgewiesen. Bei der Ermittlung der 
Aufzinsungserfolge dieser Rückstellungen haben wir unterstellt, dass eine Änderung des 
Abzinungssatzes erst zum Ende der Periode eintritt. 

Die Pensionsrückstellungen wurden nach dem modifizierten Teilwertverfahren unter 
Zugrundelegung der Richttafeln Heubeck 2018 G bewertet. Bei der Ermittlung der 

Pensionsrückstellung wurde der auf das Jahresende prognostizierte Durchschnittszins von 
2,05 % für die pauschal angenommene Restlaufzeit von 15 Jahren zugrunde gelegt. Im 

Vergleich zu dem von der Deutschen Bundesbank auf den Bilanzstichtag zum 
31. Dezember 2025 veröffentlichten Zinssatz von 2,06 % ergaben sich lediglich geringfügige 

Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse. Die bis zur 
voraussichtlichen Erfüllung zu erwartenden Gehalts- und Rentensteigerungen haben wir mit 

jährlich 2,5 % prognostiziert. 

Nach IDW RS BFA 3 n. F. sind die zinsbezogenen Instrumente des Bankbuchs (Zinsbuch) 
einer verlustfreien Bewertung zu unterziehen. Zu diesem Zweck werden die zinsbezogenen 

Vermögensgegenstände und Schulden sowie derivative Finanzinstrumente, insbesondere 
Zinsswaps, des Bankbuchs einem Saldierungsbereich zugeordnet. Für diesen ist unter 
Berücksichtigung von voraussichtlich zur Bewirtschaftung des Bankbuchs erforderlichen 

Aufwendungen (Refinanzierungs-, Risiko- und Verwaltungskosten) zu prüfen, ob aus den noch 
zu erwartenden Zahlungsströmen bis zur vollständigen Abwicklung des Bestands ein Verlust 

droht. Die Sparkasse wendet die barwertige Berechnungsmethode an. Der Barwert ergibt sich 
aus den zum Abschlussstichtag abgezinsten Zahlungsströmen des Bankbuchs. Betrags- und 

Laufzeitinkongruenzen sind mittels fiktiver Geschäfte zu schließen. Auf der Passivseite ist 
dabei der angenommene individuelle Refinanzierungsaufschlag der Sparkasse zu 

berücksichtigen. Die künftigen für die vollständige Abwicklung des Bankbuchs benötigten 
Verwaltungskosten wurden aus statistischen Daten abgeleitet. Der ermittelte 

Verwaltungskostensatz wurde auch für den Einbezug sogenannter Overheadkosten 
berücksichtigt. Weiterhin wurden Gebühren und Provisionserträge, die direkt aus den 

Zinsprodukten resultieren, im Rahmen der verlustfreien Ermittlung des Bankbuchs 
berücksichtigt. Zum 31. Dezember 2025 ergibt sich kein Verpflichtungsüberschuss. 
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Mit Urteil vom 6. Oktober 2021 (Az. XI ZR 234/20) hat der BGH in einem 
Musterfeststellungsverfahren zur Wirksamkeit von Zinsänderungsklauseln in 

Prämiensparverträgen entschieden. Danach sind Zinsanpassungen monatlich unter 
Beibehaltung des anfänglich relativen Abstands zwischen Vertragszins und Referenzzins 

vorzunehmen. Die dreijährige Verjährung eines möglichen Zinsanspruchs beginnt erst ab 
Fälligkeit des Sparvertrags. Soweit das Ergebnis der Prüfung eine vergleichbare Ausgestaltung 

ergeben hat, wurden in den Vorjahren Erstattungsbeträge berechnet und unter 
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden (Passivposten 2) passiviert. Die Erstattungen an die 

Kunden erfolgten im Januar 2025. Für die Berechnung wurde ein Referenzzins verwendet, der 
den vom BGH mit Urteil vom 9. Juli 2024 (Az. XI ZR 40/23 und XI ZR 44/23) festgestellten 

Grundsätzen entspricht. Alle noch laufenden Verträge wurden auf die Verzinsungsmodalitäten 
gem. BGH-Urteil umgestellt. 

Die Angabe zu den mittelbaren Altersversorgungsverpflichtungen erfolgt, abweichend vom 
Vorjahr, entsprechend der für Sparkassen bundesweit einheitlichen Methodik zur 

quantitativen Ermittlung von nicht passivierten mittelbaren Pensionen. 

Die Sparkasse hat ihren Beschäftigten Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach 

Maßgabe des „Tarifvertrags über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes - Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K)“ zugesagt. Für die Durchführung 

der Zusage bedient sich die Sparkasse der Emder Zusatzversorgungskasse für Sparkassen (ZVK 
Sparkassen) und somit eines externen Versorgungsträgers. Der Rechtsanspruch der 

versorgungsberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung des 
Leistungsanspruchs gemäß ATV-K richtet sich gegen die ZVK Sparkassen, während die 

Verpflichtung der Sparkasse ausschließlich darin besteht, der Zusatzversorgungskasse im 
Rahmen des mit ihr begründeten Mitgliedschaftsverhältnisses die erforderlichen, gemäß des 

Statuts geforderten Finanzierungsmittel zur Verfügung zu stellen. Maßgeblich für die Höhe der 
Rentenleistung ist die Summe der von den versicherten Beschäftigten bis zum Rentenbeginn 
erworbenen Versorgungspunkte, die auf Basis des jeweiligen versorgungspflichtigen Entgelts 

und des Alters der Beschäftigten ermittelt werden. 

Die ZVK Sparkassen finanziert die Versorgungsverpflichtungen für die Pflichtversicherten (sog. 

Abrechnungsverband „P“) im Kapitaldeckungsverfahren. Hierbei wird im Rahmen eines 100-
jährigen, gleitenden Deckungsabschnittsverfahrens ein Beitragssatz bezogen auf die 

versorgungspflichtigen Entgelte der versicherten Beschäftigten ermittelt. Bei den aktiven 
Beschäftigten belief sich der Beitragssatz bis zum 30. Dezember 2025 auf 5,8 %. Hiervon 

wurden 5,4 % durch die Sparkasse und 0,4 % von den Arbeitnehmern getragen. Zum 31. 
Dezember 2025 wurde der Beitragssatz auf 7,0 % angehoben (davon 6,6 % arbeitgeber- und 

0,4 % arbeitnehmerfinanziert). In diesem Zusammenhang hat die ZVK Sparkassen ihren 
Mitgliedern die Möglichkeit einer vorzeitigen Ausfinanzierung der Beitragsanhebung 

eingeräumt. Die Sparkasse hat von der optional seitens der ZVK-Sparkassen gebotenen 
Möglichkeit der Ausfinanzierung des Teils der Beitragserhöhung, wie sie auf den § 19 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe b) EStG entfällt, vollständig Gebrauch gemacht und in 2025 eine 

Sonderzahlung in Höhe von 4,4 Mio. EUR geleistet. Aufgrund der Sonderzahlung verringert sich 
der Beitrag zum 1. Januar 2026 auf 6,0 % (5,6 % arbeitgeber- und 0,4 % 

arbeitnehmerfinanziert). 

Die Gesamtaufwendungen der Sparkasse für die Zusatzversorgung betrugen bei 

versorgungspflichtigen Entgelten von 23,6 Mio. EUR im Geschäftsjahr 2025 5,5 Mio. EUR. 

Nach der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) in seinem 
Rechnungslegungsstandard IDW RS HFA 30 n. F. vertretenen Rechtsauffassung begründet die 

Durchführung der betrieblichen Altersversorgung bei externen Versorgungsträgern wie der 
ZVK Sparkassen handelsrechtlich eine mittelbare Altersversorgungsverpflichtung. Die ZVK 

Sparkassen hat den nach Rechtsauffassung des IDW zu ermittelnden Barwert der auf die Spar-
kasse entfallenden Leistungsverpflichtungen zum 31. Dezember 2025 durch die Heubeck AG 
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ermitteln lassen. Unabhängig davon, dass es sich beim Vermögen der ZVK Sparkassen im 
Abrechnungsverband „P“ um Kollektivvermögen aller Mitglieder handelt, wird gemäß IDW RS 

HFA 30 n. F. für Zwecke der Angaben im Anhang nach Art. 28 Abs. 2 EGHGB für die Sparkasse 
anteiliges Vermögen in Abzug gebracht. Auf dieser Basis beläuft sich der gemäß Art. 28 Abs. 2 

EGHGB anzugebende Betrag für die Sparkasse auf 55,7 Mio. EUR. 

Die Bewertung der Verpflichtungen erfolgte durch die verantwortlichen Aktuare der ZVK 
Sparkassen auf der Grundlage des Anwartschaftsbarwertverfahrens, wobei die Heubeck-

Richttafeln 2018 G (modifiziert im Hinblick auf die Besonderheiten des 
Versichertenbestandes), ein Zinssatz von 2,06 % (durchschnittlicher Marktzinssatz der 

vergangenen zehn Geschäftsjahre bei einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren (§ 253 
Abs. 2 HGB)) sowie eine Rentendynamik entsprechend des Statuts der ZVK Sparkassen von 

1,0 % zugrunde gelegt wurden. Da es sich nicht um ein endgehaltsbezogenes 
Versorgungssystem handelt, ist ein Gehaltstrend nicht zu berücksichtigen. Die Daten des 

Versichertenbestands zum 31. Dezember 2025 liegen derzeit noch nicht vor, sodass auf den 
Versichertenbestand zum 31. Dezember 2024 abgestellt wurde. 

Der gemäß Artikel 28 Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag bezieht sich auf die Einstandspflicht 

der Sparkasse gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG (Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung; kurz Betriebsrentengesetz), nach der diese für die Erfüllung der zugesagten 

Leistungen einzustehen hat (Subsidiärhaftung), sofern die ZVK Sparkassen die Leistungen 
nicht selbst erbringt. Die verantwortliche Aktuarin hat mit dem letzten vorliegenden Gutachten 

die Gewährleistung der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen der ZVK Sparkassen zum 
31. Dezember 2024 gemäß § 8 der Satzung der Zusatzversorgungskasse bestätigt. Sie hält 

somit die Annahmen zur Ermittlung des Gesamtfinanzierungssatzes für angemessen. Das im 
Abrechnungsverband der Pflichtversicherung vorhandene Vermögen und die zukünftigen 

Ansprüche auf Zahlung von Beiträgen reichen danach auf der Grundlage der Annahmen über 
die weitere Entwicklung des Vermögens und des Versichertenbestandes (einschließlich 

Neuzugang) aus, um zu jedem Zeitpunkt die bestehenden Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
den Versicherten zu erfüllen (versicherungsmathematisches Äquivalenzprinzip). 

3. Gewinn- und Verlustrechnung 

Für die bei der der Norddeutschen Landesbank und anderen Kreditinstituten aufgenommenen 
Gelder wurden Zinsen vergütet, die mit den unter GV-Posten 2 ausgewiesenen 
Zinsaufwendungen verrechnet wurden. 

4. Angaben zu Derivaten und zur Fremdwährungsumrechnung 

Die zur Reduzierung des allgemeinen Zinsänderungsrisikos abgeschlossenen 

Zinsswapgeschäfte wurden in die Gesamtbetrachtung des Zinsänderungsrisikos einbezogen 
(Zinsbuchsteuerung), so dass eine Einzelbewertung nicht erforderlich war. 

Die strukturierten Produkte (Forward-Darlehen) wurden gemäß den Voraussetzungen des 
IDW RS HFA 22 einheitlich (ohne Abspaltung der Nebenrechte) bilanziert und bewertet. 
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Erläuterungen zur Jahresbilanz 

Die Sparkasse hat anteilige Zinsen und ähnliche das Geschäftsjahr betreffende Beträge 

entsprechend des Wahlrechtes gemäß § 11 Abs. 3 RechKredV nicht in die Fristengliederung 
einbezogen, insofern stimmen die Bilanzbestände nicht mit den Endbeträgen laut 

Fristengliederung überein. 

Aktiva 

Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute 

Die unter Posten 3 b) andere Forderungen ausgewiesenen 

Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

- bis drei Monate 0,00 EUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 5.000.000,00 EUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 46.000.000,00 EUR  

- mehr als fünf Jahre 32.500.000,00 EUR 

  

Forderungen an die eigene Girozentrale: 21.193.034,89 EUR 

Posten 4: Forderungen an Kunden 

Die Forderungen an Kunden gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit 

wie folgt: 

- bis drei Monate 39.008.244,30 EUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 134.390.513,71 EUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 496.940.789,45 EUR  

- mehr als fünf Jahre 1.009.347.953,91 EUR 

- mit unbestimmter Restlaufzeit 31.959.362,64 EUR 

Forderungen an verbundene Unternehmen: 

Bestand am Bilanzstichtag 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 

10.466.176,05 EUR 
7.767.328,61 EUR 

 
darunter nachrangige Forderungen:  

Bestand am Bilanzstichtag 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 

10.466.176,05 EUR 
7.767.328,61 EUR 

Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht: 

 

Bestand am Bilanzstichtag  18.578.528,80 EUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 18.323.276,46 EUR  
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Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

In Posten 5 ausgewiesene Beträge, die in dem Jahr, das auf den 
Bilanzstichtag folgt, fällig werden ohne anteilige Zinsen: 

 
79.899.840,00 EUR 

Von den unter Aktiva 5 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren 
sind 

 

 

börsennotiert 361.609.496,36 EUR 

nicht börsennotiert 67.768.812,50 EUR 

Von den börsenfähigen Schuldverschreibungen und anderen 
festverzinslichen Wertpapieren wurden nicht mit dem 

 

Niederstwert bewertet (Buchwert) 206.446.240,00 EUR 

Diese Wertpapiere verkörpern einen Marktwert von 201.509.811,40 EUR 

Es handelt sich dabei um Wertpapiere öffentlicher Emittenten, Pfandbriefe sowie Wertpapiere 

mit Rating besser oder gleich A. Die Wertminderungen sind ausschließlich zinsinduziert und 
dürften daher nach unserer Auffassung voraussichtlich nicht von Dauer sein. 

Im Posten 5b)bb) enthaltene nachrangige Wertpapiere von anderen 

Emittenten 

 

Bestand am Bilanzstichtag 0,00 EUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.015.973,70 EUR  

Zum Bilanzstichtag beträgt der Bestand der verliehenen Wertpapiere 20.404.276,71 EUR 
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Posten 6: Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 

Zu Anteilen an Sondervermögen im Sinn des § 1 Abs. 10 KAGB, an denen die Sparkasse mehr 
als 10 % der Anteile hält, werden folgende Informationen gegeben: 

Name des Fonds HI-Hameln-Weserbergland-
Fonds 

HW-I-Immobilien-Fonds 

Anlageziele Mischfonds mit dem 
Schwerpunkt 
Unternehmensanleihen 
sowie Aktienfonds zur 
Erzielung von Kurs-
gewinnen und Zins-
erträgen, Einsatz von Deri-
vaten nur zur Absicherung 
(Masterfonds) 

Investitionen in 
Immobilienfonds zur 
Erzielung ordentlicher 
Erträge (Masterfonds) 

Marktwert 160.071.099,61  161.738.703,29 

Unterschiedsbetrag zum 
Buchwert am 31.12.2025 

0,00 3.024.364,88 

Ausschüttungen in 2025 4.206.232,26  5.176.027,97  

Beschränkungen in der  

Möglichkeit der täglichen  

Rückgabe 

 

Ja 1) 

 

Ja 1); 2)  

Unterlassene  

Abschreibungen 

Nein Nein 

1)  Den Kapitalanlagegesellschaften bleibt das Recht vorbehalten, die Rücknahme der Anteilscheine auszusetzen, 

wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen des 

Anlegers erforderlich erscheinen lassen. 

2)  Die vertraglichen Grundlagen ermöglichen eine Rückgabe erst spätestens am letzten Bankgeschäftstag des 

übernächsten Kalenderquartals, welches auf die Rückgabeerklärung des Anlegers folgt. 

In diesem Posten sind Anteile an zwei Spezialfonds mit Buchwerten von insgesamt 

313.735.438,02 EUR enthalten. 

Von den übrigen unter diesem Posten ausgewiesenen börsenfähigen 

Wertpapieren sind 

börsennotiert 
nicht börsennotiert 

0,00 EUR 
0,00 EUR 

Posten 7: Beteiligungen und Posten 8: Anteile an verbundenen Unternehmen 

Die Sparkasse ist am Stammkapital des Sparkassenverbandes Niedersachsen, Hannover, mit 

einem Anteil von 2,77 % beteiligt. Angaben zum Eigenkapital und zum Jahresergebnis 
unterbleiben aufgrund von § 286 Abs. 3 Satz 2 HGB. 

Weitere Angaben zum Anteilsbesitz nach § 285 Nr. 11 HGB entfallen, weil sie gemäß § 286 Abs. 

3 Nr. 1 HGB für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse von 
untergeordneter Bedeutung sind.  

Auf die Erstellung eines Konzernabschlusses wurde gemäß § 296 Abs. 2 HGB verzichtet, da die 
in den Konzern einzubeziehende Tochterunternehmen insgesamt von untergeordneter 
Bedeutung für die Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sind. Die Beurteilung der Wesentlichkeit erfolgt unter 
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Berücksichtigung des Verhältnisses festgelegter Kennzahlen. Dabei wurden insbesondere die 
Bilanzsumme und das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit unter Berücksichtigung 

des Saldos aus der Veränderung des Fonds für allgemeine Bankrisiken (§ 340g HGB) 
berücksichtigt. Die zusammengefassten Werte der nicht einbezogenen Tochterunternehmen 

überschreiten die festgelegten Wesentlichkeitsgrenzen nicht. 

Posten 9: Treuhandvermögen 

Das Treuhandvermögen besteht ausschließlich aus Forderungen an Kunden (Aktivposten 4 

des Formblattes). 

Posten 12: Sachanlagen 

Die für sparkassenbetriebliche Zwecke genutzten Grundstücke und 
Bauten belaufen sich auf (Bilanzwert) 

 
10.342.809,87 EUR 

 

Der Bilanzwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 

 

2.337.230,92 EUR 

Posten 13: Sonstige Vermögensgegenstände 

Forderungen an verbundene Unternehmen: 

Bestand am Bilanzstichtag 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 

554.280,39 EUR 
578.520,13 EUR 

  

darunter nachrangige Forderungen: 

Bestand am Bilanzstichtag 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 

554.280,39 EUR 
578.520,13 EUR 

Die Sparkasse ist an der DKE-GbR, Berlin, als unbegrenzt haftender Gesellschafter beteiligt. 

Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten 

In den Rechnungsabgrenzungsposten sind enthalten:  

  

Unterschiedsbetrag zwischen dem Erfüllungs- und dem niedrigeren 

Ausgabebetrag bei Verbindlichkeiten oder Anleihen 

 

 11.320,17 EUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 18.026,65 EUR  
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Entwicklung des Anlagevermögens (Angaben in EUR) 

  Entwicklung der Anschaffungs-/Herstellungskosten Entwicklung der kumulierten Abschreibungen Buchwerte 

  
Stand am 1.1. 

des 

Geschäftsjahres 

Zugänge Abgänge 
Stand am 31.12. 

des 

Geschäftsjahres 

Stand am 1.1. des 
Geschäftsjahres 

Abschreibungen 
im Geschäftsjahr 

Zuschreibungen 
im Geschäftsjahr 

Änderungen der gesamten 

Abschreibungen im 
Zusammenhang mit Zugängen 

und Abgängen 

Stand am 31.12. des 
Geschäftsjahres 

Stand am 31.12. des 
Geschäftsjahres 

Stand am 31.12. 
des Vorjahres 

Schuldverschreibungen 
und andere festverzins-

liche Wertpapiere 

277.989.840,00 24.921.900,00 36.053.340,00 266.858.400,00 1.237.760,00 45.150,00 0,00 0,00 147.300,00 1.135.610,00 265.722.790,00 276.752.080,00 

Aktien und andere nicht 
festverzinsliche Wertpa-
piere 

160.052.116,59 0,00 
0,00 

160.052.116,59 606.235,50 36.501,18 0,00 0,00 0,00 642.736,68 159.409.379,91 159.445.881,09 

Beteiligungen 
34.390.900,22 4.436.962,99 0,00 38.827.863,21 24.421.784,90 29.999,00 561.788,53 0,00 0,00 23.889.995,37 14.937.867,84 9.969.115,32 

Anteile an verbundenen 
Unternehmen 

10.645.235,74 0,00 0,00 10.645.235,74 984.023,15  0,00 0,00 0,00 0,00 984.023,15  9.661.212,59 9.661.212,59 

immaterielle Anlage-
werte 

461.268,35 4.896,77 73.759,67 392.405,45 436.904,35 14.176,77 0,00 0,00 73.759,67 377.321,45 15.084,00 24.364,00 

Sachanlagen 
73.179.076,38 1.701.638,07 983.703,20 73.897.011,25 59.621.591,16 1.133.592,76 0,00 0,00 933.398,26 59.821.785,66 14.075.225,59 13.557.485,22 

Sonstige Vermögens-
gegenstände 

34.203,89 0,00 0,00 34.203,89 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 34.203,89 34.203,89 
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Passiva 

Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

Die unter Posten Passiva 1 b) ausgewiesenen Bestände gliedern 

sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

- bis drei Monate 3.208.476,47 EUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 9.847.652,02 EUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 35.477.837,52 EUR 

- mehr als fünf Jahre 46.075.905,93 EUR 

Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale: 62.764.358,34 EUR 

Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten übertragenen Vermögensgegenstände 

 

94.613.184,47 EUR 

Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

Die unter Posten Passiva 2 a) Unterposten ab) ausgewiesenen 
Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

- bis drei Monate 24.570,42 EUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 72.728.825,71 EUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 486.589,42 EUR 

- mehr als fünf Jahre 989.630,64 EUR 

Die unter Posten Passiva 2 b) Unterposten bb) ausgewiesenen  
Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

 

- bis drei Monate 295.364.796,43 EUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 150.474.380,83 EUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 55.818.734,56 EUR 

- mehr als fünf Jahre 18.579.525,38 EUR 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen: 
 

Bestand am Bilanzstichtag  1.120.472,37 EUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.672.660,53 EUR 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht: 

 

Bestand am Bilanzstichtag 14.818.001,62 EUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 14.187.230,87 EUR  

Posten 4: Treuhandverbindlichkeiten 

Die Treuhandverbindlichkeiten bestehen ausschließlich aus Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten (Passivposten 1 des Formblattes). 
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Posten 6: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag bzw. den 
Anschaffungskosten von Forderungen und dem höheren Nominal- 
betrag sind enthalten mit 

 
 

112.617,95 EUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 138.897,97 EUR  

Posten 7a: Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 

Zum 31. Dezember 2025 beträgt der Unterschiedsbetrag gemäß § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB  
-727.521,00 EUR. Da der Unterschiedsbetrag negativ ist, besteht keine Ausschüttungssperre. 

Posten 9: Nachrangige Verbindlichkeiten  

Für nachrangige Verbindlichkeiten sind im Berichtsjahr Zinsen und 
andere Aufwendungen in Höhe von 
angefallen. 

 
357.850,00 EUR 

 

Folgende nachrangige Verbindlichkeiten übersteigen jeweils 10% des Gesamtbetrags der 
nachrangigen Verbindlichkeiten: 

Betrag Zinssatz in % Fälligkeit 

5.100.000,00 EUR 3,35 14.04.2032 

5.000.000,00 EUR 3,74 29.04.2032 

 

Vorzeitige Rückzahlungsverpflichtungen bestehen nicht. Eine Umwandlungsmöglichkeit in 
Kapital oder andere Schuldformen ist nicht vereinbart. 
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Posten 1b unter dem Bilanzstrich: Verpflichtungen aus Bürgschaften und 

Gewährleistungsverträgen 

Bei den unter Posten 1b) unter der Bilanz ausgewiesenen Eventualverbindlichkeiten handelt 
es sich um übernommene Bürgschafts- und Gewährleistungsverpflichtungen. Auf Basis der 
regelmäßigen Bonitätsbeurteilungen der Kunden im Rahmen der 
Kreditmanagementprozesse ist für die hier ausgewiesenen Beträge davon auszugehen, dass 
sie nicht zu einer wirtschaftlichen Belastung der Sparkasse führen werden. 

Für drohende Verluste aus Eventualverbindlichkeiten haben wir Rückstellungen gebildet und 
den unter der Bilanz ausgewiesenen Betrag gekürzt. 

Für die Darlehensschuld eines Dritten mit unbestimmter Laufzeit haftet die Sparkasse 
anteilig für den Zinsdienst (zurzeit 1,478 % auf einen Kapitalbetrag von 4.405.302,00 EUR) 
und ggf. anfallende Steuern sowie ggf. Kosten. 

Posten 2c unter dem Bilanzstrich: Unwiderrufliche Kreditzusagen 

Durch die künftige Inanspruchnahme der unter Posten 2c) ausgewiesenen unwiderruflichen 
Kreditzusagen entstehen nach den Erkenntnissen des Bilanzstichtages werthaltige 
Forderungen. Insoweit bestehen auch hier keine Anhaltspunkte dafür, dass sich mit einer 
Inanspruchnahme seitens der Kreditnehmer bereits Vermögensbelastungen der Sparkasse 
verbinden.  

Im Passivposten 2c unter dem Bilanzstrich sind zwei Einzelposten in Höhe von insgesamt 38 
Mio. EUR enthalten, die in Bezug auf die Gesamttätigkeit der Sparkasse von wesentlicher 
Bedeutung sind. Die Einzelbeträge betragen 20 Mio. EUR und 18 Mio. EUR. 

Sollte im Ausnahmefall aus einer unwiderruflichen Kreditzusage ein Verlust drohen, werden 
hierfür Rückstellungen gebildet und die unter der Bilanz ausgewiesenen Beträge 

entsprechend gekürzt. 

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Posten 8: Sonstige betriebliche Erträge 

In diesem Posten sind periodenfremde Erträge von 812.962,99 EUR enthalten. Es handelt 

sich im Wesentlichen um Erträge aus der Auflösung von sonstigen Rückstellungen sowie 
Verwaltungskostenerstattungen für frühere Jahre. 

Posten 10: Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

In diesem Posten sind periodenfremde Aufwendungen in Höhe von 5.796.300,06 EUR 
enthalten. Es handelt sich hierbei im Wesentlichen um die Sonderzahlung zur Schließung der 

Deckungslücke bei der ZVK Sparkassen sowie Zuführungen zu Beihilfe- und 
Pensionsrückstellungen.   
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Posten 29: Bilanzgewinn 

Der Verwaltungsrat wird den Jahresabschluss vom 31. Dezember 2025 in seiner für den 28. 

Mai 2026 vorgesehenen Sitzung feststellen. Der Vorschlag des Vorstandes sieht vor, den 
Bilanzgewinn in Höhe von 1.203.581,68 EUR der Sicherheitsrücklage zuzuführen. 

Sonstige Angaben   

Latente Steuern 

Aufgrund abweichender Ansatz- und Bewertungsvorschriften zwischen Handels- und 
Steuerbilanz und außerbilanzieller Korrekturen bestehen zum 31. Dezember 2025 
Steuerlatenzen. Dabei wird der Gesamtbetrag der künftigen Steuerbelastungen durch 
absehbare Steuerentlastungen überdeckt. Die wesentlichen künftigen Steuerbelastungen 
resultieren aus unterschiedlichen Wertansätzen bei den Aktien und anderen nicht 
festverzinslichen Wertpapieren. Die zum Ausgleich der künftigen Steuerbelastungen 
benötigten absehbaren künftigen Steuerentlastungen ergeben sich im Wesentlichen aus 
unterschiedlichen bilanziellen Ansätzen bei den Forderungen an Kunden, 
Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapieren und Rückstellungen. 
Eine passive Steuerabgrenzung war demzufolge nicht erforderlich, auf den Ansatz aktiver 
latenter Steuern wurde verzichtet. Aufgrund der schrittweisen Reduzierung der 
Körperschaftsteuern von 15 % auf 10 % bis 2032 erfolgte die Ermittlung der Differenzen je 
nach Umkehrungszeitpunkt unter Zugrundelegung eines Steuersatzes von 25,7 % bis 31,0 
%. Aus Beteiligungen an Personengesellschaften resultierende, lediglich der 
Körperschaftsteuer und dem Solidaritätszuschlag unterliegende Differenzen wurden bei den 
Berechnungen je nach Umkehrungszeitpunkt mit 15,825 % bis 10,55% bewertet. 

Angabe der Honorare für die Abschlussprüfung 

Für Prüfungs- und weitere Leistungen des Abschlussprüfers sind im Geschäftsjahr 2025 

folgende Aufwendungen angefallen: 

für Abschlussprüfungsleistungen 296.454,53 EUR 

für andere Bestätigungsleistungen 24.655,79 EUR 

Bei den anderen Bestätigungsleistungen handelt es sich um Leistungen für die Prüfung des 

Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschäfts. Bei im Vorjahr gebildeten Rückstellungen 
für Abschlussprüferleistungen sind Auflösungen in Höhe von 2.938,99 zu Gunsten der 

Gewinn- und Verlustrechnung angefallen. 

Zinsswapgeschäfte 

Zinsswaps zum Zwecke der Zinsbuchsteuerung bestehen im Nominalwert von 190 Mio. EUR. 

Hiervon weisen Zinsswaps mit einem Nominalwert in Höhe von 150 Mio. EUR einen positiven 
Zeitwert von 7.979 TEUR auf. Die anderen Zinsswaps weisen einen negativen Marktwert von 

111 TEUR auf. 60 Mio. EUR Nominalwert besitzen einen Restlaufzeit von über einem Jahr bis 
zu 5 Jahren. Der Restbestand i. H. v. 130 Mio. EUR besitzt eine Restlaufzeit von über 5 Jahren. 

Für die Zinsswaps wurden die Zeitwerte als Barwert zukünftiger Zinszahlungsströme auf Basis 

der Marktzinsmethode ermittelt. Dabei fanden die Swap-Zinskurven per 31. Dezember 2025 
Verwendung. Die ausgewiesenen Zeitwerte enthalten keine Zinsabgrenzungen und Kosten.  

Nachtragsbericht 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Abschlusses hat der Nahost-Krieg teilweise erheblichen 
Einfluss auf die wirtschaftliche Tätigkeit vieler Märkte. Die konkreten Auswirkungen auf die 
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Konjunktur, einzelne Märkte und Branchen ist zum Zeitpunkt der Aufstellung nicht 

abschließend beurteilbar.  

Es ist daher nicht auszuschließen, dass die weiteren sich aus dem Nahost-Krieg ergebenden 

Entwicklungen zu erheblichen negativen Auswirkungen auf die für das Geschäftsjahr 2026 
geplanten Ergebnisgrößen führen können. Negative Auswirkungen können sich 

insbesondere bei der Risikovorsorge, beim Zinsergebnis, den Verwaltungsaufwendungen 
und dem Jahresüberschuss mit entsprechenden Folgewirkungen auf das bilanzielle und 
aufsichtsrechtliche Kapital sowie die aufsichtsrechtlichen Kennziffern ergeben. Insofern sind 

auch die im Lagebericht enthaltenen Prognosen mit Unsicherheit behaftet. 
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Organe der Sparkasse 

Verwaltungsrat der Sparkasse  

Vorsitzender: 

Dirk Adomat,  

Landrat des Landkreises Hameln-Pyrmont 

Stellvertretende Vorsitzende: 
1. Claudio Griese,  

Oberbürgermeister der Stadt Hameln 
2. Torsten Sievert,   

Sparkassenbetriebswirt für Wirtschafts- und 
Finanzinformatik 

Mitglieder nach § 11 NSpG: 

Birgit Albrecht, Rektorin 

Hartmut Binder, Produktionsleiter i.R. 

Friedrich-Wilhelm Dornette, Bürgermeister, Schulleiter i.R.  

Barbara Fahncke, Diplom-Sozialpädagogin, Leitung Jugendamt i.R. 

Claudio Griese, Oberbürgermeister der Stadt Hameln 

Thomas Jürgens, Postobersekretär i. R. 

Thorsten Kellner, Geschäftsführer der Wortmann GmbH & Co. KG i.R. 

Daniel Meier, Büroleiter 

Kurt Meyer-Bergmann, Diplompädagoge i.R. 

Tarik Önelcin, Bürgermeister der Stadt Hessisch Oldendorf 

Irene Wester-Hilpert, Kaufmännische Angestellte 

Mitglieder nach § 110 NPersVG: 

Doris Bacci, Anwendungsdesignerin (freigestellte Gesamtbetriebsratsvorsitzende der 

Finanzinformatik) 

Alexandra Brand, Sparkassenbetriebswirtin 

Dietmar Görsdorf, Gewerkschaftssekretär ver.di 

Torsten Sievert, Sparkassenbetriebswirt für Wirtschafts- und Finanzinformatik (freigestellter 

Personalratsvorsitzender) 

Carsten Steding, Sparkassenbetriebswirt 

Claudia Wedemeyer, Assessor Juris 
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Vorstand: Vorstandsvertreter: 
Vorstandsvorsitzender 

Sparkassendirektor Tim Nikelski 

stellv. Vorstandsvorsitzender 
Sparkassendirektor Thomas Greef 

Vorstandsmitglied 
Sparkassendirektor Klaus F. Tobisch 
(bis 30.06.2025) 

Im Fall der Verhinderung wird der Vorstand 

vertreten durch: 

Nils Böker 

André Horstmeyer  

Stephan Rohmann 

Frank Schymitzek  

Holger Stöcker (ab 01.01.2026) 

Für Pensionsverpflichtungen und unter Passiva Posten 7c) ausgewiesene Verpflichtungen 
aus Übergangsruhegehaltszahlungen gegenüber früheren Mitgliedern des Vorstandes und 
deren Hinterbliebenen sind zum Bilanzstichtag 20.542.185,00 EUR zurückgestellt. Die 
laufenden Bezüge betrugen 1.224.006,60 EUR. 

Die Bezüge des Verwaltungsrates im Geschäftsjahr 2025 beliefen sich auf 156.035,00 EUR. 

Die Kredite einschließlich eingegangener Haftungsverhältnisse an den Vorstand betragen 
764.187,50 EUR, an die Mitglieder des Verwaltungsrates 224.731,67 EUR.  
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Die Sparkasse beschäftigte im Jahresdurchschnitt 2025: 

  
Vollzeitbeschäftigte 206 

  
Teilzeitbeschäftigte 130 
  

 336 
  
  

Auszubildende  27 
  
 363 

Hameln, den 12.03.2026 

Sparkasse Hameln-Weserbergland 

Der Vorstand 

Nikelski  Greef 
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Anlage zum Jahresabschluss gemäß § 26a Abs. 1 Satz 2 KWG 

zum 31. Dezember 2025 

(„Länderspezifische Berichterstattung“) 

Die Sparkasse Hameln-Weserbergland hat keine Niederlassungen im Ausland. Sämtliche 

nachfolgende Angaben entstammen dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und 

beziehen sich ausschließlich auf ihre Geschäftstätigkeit als regional tätige Sparkasse in der 

Bundesrepublik Deutschland. Die Tätigkeit der Sparkasse Hameln-Weserbergland besteht im 

Wesentlichen darin, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder von Privat- und Firmenkunden 

entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren. 

Die Sparkasse Hameln-Weserbergland definiert den Umsatz aus der Summe folgender 

Komponenten der Gewinn- und Verlustrechnung nach HGB: Zinserträge, Zinsaufwendungen, 

laufende Erträge aus Aktien etc., Erträge aus Gewinngemeinschaften etc., Provisionserträge, 

Provisionsaufwendungen, Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands und sonstige 

betriebliche Erträge. Der Umsatz beträgt für den Zeitraum vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2025 76.741 TEUR. 

Die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten beträgt zum Jahresende 

330 Beschäftigte. 

Der Gewinn vor Steuern beträgt 6.855 TEUR. 

Die Steuern auf den Gewinn betragen 5.541 TEUR und betreffen laufende Steuern. 

Die Sparkasse Hameln-Weserbergland hat im Geschäftsjahr keine öffentlichen Beihilfen 

erhalten.  



58 

 

Hinweis zum Bestätigungsvermerk 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und der Lagebericht für das Jahr 2025 wurden 
durch die Prüfungsstelle des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes mit einem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen.  
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Bericht des Verwaltungsrates 

Der Verwaltungsrat hat die ihm nach dem Niedersächsischen Sparkassengesetz und der 

Satzung obliegenden Aufgaben wahrgenommen und sich anhand der Berichte des Vorstands 

regelmäßig über die Lage und die Entwicklung der Sparkasse Hameln-Weserbergland 

informiert. 

In allen Angelegenheiten, die nach Sparkassengesetz und Satzung der Entscheidung des 

Verwaltungsrates bedurften, wurden die erforderlichen Beschlüsse gefasst. 

Darüber hinaus sind Grundsatzfragen der Geschäftspolitik und des Geschäftsbetriebes in 

mehreren Sitzungen eingehend erörtert worden. 

Die Prüfungsstelle des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes hat den 

Jahresabschluss 2025 und den Lagebericht geprüft und den uneingeschränkten 

Bestätigungsvermerk erteilt. 

Der Verwaltungsrat billigt den Lagebericht des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2025. 

Er hat von dem schriftlichen und in seiner Sitzung am 28. Mai 2026 zusätzlich vom 

mündlichen Bericht der Prüfungsstelle des Niedersächsischen Sparkassen- und 

Giroverbandes Kenntnis genommen und daraufhin den Jahresabschluss 2025 in der 

geprüften Fassung festgestellt. In Übereinstimmung mit dem Vorschlag des Vorstandes 

wurde beschlossen, den Bilanzgewinn in Höhe von 1.203.581,68 EUR der Sicherheitsrücklage 

zuzuführen. 

Der Verwaltungsrat dankt dem Vorstand für die vertrauensvolle Zusammenarbeit und spricht 

ihm sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern seine Anerkennung für die im 

Geschäftsjahr geleistete Arbeit aus. 

Hameln, den 28. Mai 2026 

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 

Dirk Adomat  

Landrat 
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 Sparkasse 
 Hameln-Weserbergland 

Sparkasse Hameln-Weserbergland 

Am Markt 4 

31785 Hameln 
Telefon 05151 206 0 

Telefax 05151 206 99 880 

www.spkhw.de 


